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Anhang A: Verfassungsmodifikationen

A. Neue bzw. modifizierte Verfassungsbestimmungen in Anleh-
nung an den Bundesbeschluss über eine neue Bundesver-
fassung vom 18. Dezember 1998
(In Klammern: gültige BV)

Allgemeine Bemerkungen

Der Neue Finanzausgleich bedarf einer Verankerung auf Verfassungs- und Ge-
setzesstufe. Auf verfassungsrechtlicher Ebene handelt es sich namentlich darum,
das Subsidiaritätsprinzip, die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich,
die neuen Zusammenarbeitsformen zwischen Bund und Kantonen sowie eine neue
Bestimmung über den Finanzausgleich, der den heutigen Artikel Art. 135 (Art. 42ter)
ersetzt, zu verankern. Zudem sind Verfassungsbestimmungen in den einzelnen Auf-
gabenbereichen anzupassen.

Die Beratungen zur nachgeführten Bundesverfassung in den Kommissionen und
Ratsplenen erfolgten parallel zur Konkretisierungsphase des NFA; bekanntlich
wurde - kurz vor Abschluss der NFA-Vertiefungsarbeiten auf Projektstufe - die nach-
geführte Bundesverfassung am 18. Dezember 1998 vom Parlament verabschiedet.
Um den Vernehmlassungsbeginn zum NFA nicht hinauszuzögern, konnten das Ver-
hältnis der nachfolgend aufgeführten Neuerungen zu einzelnen Bestimmungen der
neuen Bundesverfassung und die sich allenfalls daraus ergebenden verfassungs-
rechtlichen Fragen nicht abschliessend analysiert werden. Dies gilt sowohl für be-
reichsübergreifende als auch für aufgabenbezogene Neuerungen. Der Bundesrat
wird im Rahmen seiner Botschaft an die Eidg. Räte auf diese Querbezüge eingehen
und die allfälligen Konsequenzen aufzeigen.

Bereichsübergreifende Neuerungen

1. Verhältnis Bund/Kantone. Subsidiarität; Stellung der Kan-
tone

neu Art. 3bis Subsidiarität
Bei der Zuweisung staatlicher Aufgaben und bei deren Erfüllung ist
der Grundsatz der Subsidiarität zu beachten.

Kommentar:
−  Das Subsidiaritätsprinzip stellt eine wegleitende staatspolitische

Maxime für die Zuweisung von Aufgaben an die geeignete staatli-
che Ebene dar. Letztlich hat der Verfassungsgeber zu beurteilen,
ob eine Aufgabe dem Bund zugewiesen werden soll oder nicht.
Unbestritten ist, dass sich auch der Verfassungsgeber selbst an
diesem Grundsatz orientieren soll.
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−  Implizit wird das Verhältnis zwischen der kantonalen und der
kommunalen Ebene miterfasst. Die Formulierung kann sogar
noch breiter verstanden werden. Wenn gesagt wird, dass bei der
Zuweisung staatlicher Aufgaben das Subsidiaritätsprinzip zu
beachten sei, dann kann damit auch das Verhältnis zwischen
dem Staat und den Privaten angesprochen sein: dem Staat sollen
diejenigen Aufgaben zugewiesen werden, welche die Privaten
allein nicht befriedigend erfüllen können.

neu Art. 42bis Aufgaben des Bundes
1Der Bund erfüllt die Aufgaben, die ihm die Bundesverfassung
zuweist.
2Bei der Zuweisung staatlicher Aufgaben und bei deren Erfüllung
sind namentlich die folgenden Grundsätze zu beachten:
a. der Bund übernimmt diejenigen Aufgaben, welche die Kraft der

Kantone übersteigen oder welche einer einheitlichen Regelung
bedürfen;

b. wer Nutzniesser staatlicher Leistungen ist, soll deren Kosten tra-
gen;

c. wer die Kosten staatlicher Leistungen trägt, soll über diese Lei-
stungen entscheiden können;

d. staatliche Aufgaben müssen bedarfsgerecht und wirtschaftlich
erfüllt werden können;

e. zur Grundversorgung gehörende staatliche Leistungen müssen
von allen Personen in gleicher Weise in Anspruch genommen
werden können.

Kommentar:
−  Der Bst. a enthält den Gedanken der Subsidiarität und ist in Ver-

bindung mit dessen Erwähnung in Art. 3bis zu würdigen. Die Bst. b
und c bringen zum Ausdruck, dass Entscheidungsträger, Kosten-
träger und Nutzniesser nach Möglichkeit übereinstimmen sollen.
In Bst. b wird dabei der sog. Grundsatz der fiskalischen Aequiva-
lenz (i.e.S.) verankert, währenddem in Bst. c der Grundsatz der
Konnexität angesprochen wird. Bei der Zuweisung und bei der
Erfüllung von staatlichen Aufgaben ist im weiteren nach Bst. d
auch den Geboten der Bedarfsgerechtheit und der Wirt-
schaftlichkeit Rechnung zu tragen. Bedarfsgerecht bedeutet in
diesem Zusammenhang, dass staatliche Aufgaben zweckmässig
bzw. dem Kriterium der Effektivität entsprechend erfüllt werden
sollen. Und schliesslich sind gemäss dem Bst. e die Aufgaben so
zuzuweisen und zu erfüllen, dass ein Minimum an Gleichbehand-
lung sichergestellt ist. Dies gilt ganz besonders für staatliche
Leistungen, die der Grundversorgung der Einwohnerinnen und
Einwohner zuzurechnen sind.

 Art. 46 Umsetzung des Bundesrechts
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 neu4 Bund und Kantone können miteinander Verträge schliessen,
nach denen die Kantone bei der Umsetzung von Bundesrecht be-
stimmte Ziele erreichen und bestimmte Programme ausführen sollen,
die der Bund finanziell unterstützt.

 

 

 Kommentar:
−  Die geltende Bundesverfassung enthält keine Bestimmung über

Verträge des Bundes mit den Kantonen; die nachgeführte BV
sieht in Art. 48 Abs. 2 nur vor, dass sich der Bund im Rahmen
seiner Zuständigkeit an (horizontalen) interkantonalen Verträgen
der Kantone beteiligen kann. Im Rahmen der anvisierten neuen
Zusammenarbeits- und Finanzierungsformen zwischen Bund und
Kantonen ist deshalb eine Verfassungsbestimmung zu schaffen,
die festhält, dass Bund und Kantone untereinander Verträge über
Programmvereinbarungen abschliessen können.

 Art. 47 Eigenständigkeit der Kantone
 Der Bund wahrt die Eigenständigkeit der Kantone.
 neu: Er
a. belässt den Kantonen ausreichend eigene Aufgaben,
b. beachtet ihre Organisationsautonomie und
c. belässt den Kantonen ausreichende Finanzierungsquellen und

trägt dazu bei, dass sie über die notwendigen finanziellen Mittel
zur Erfüllung ihrer Aufgaben verfügen.

 Kommentar:
−  Die Aufgabenautonomie umfasst verschiedene Elemente: Einer-

seits muss der Bund darauf achten, dass den Kantonen die
originären Zuständigkeiten und Aufgaben möglichst erhalten blei-
ben. Diesem Erfordernis wird mit Bst. a Rechnung getragen. An-
dererseits sind die Kantone frei, Aufgaben, welche die Bundes-
verfassung nicht dem Bund zuweist oder (soweit es sich nicht um
ausschliessliche Bundeszuständigkeiten handelt) die der Bund
nicht wahrnimmt, zu übernehmen. Dieses zweite Element wird im
vorgeschlagenen Text nicht explizit zum Ausdruck gebracht.

−  Die in Bst. b angesprochene Organisationsautonomie bedeutet
namentlich, dass die Kantone ihre behördlichen und administra-
tiven Strukturen, die Art und Weise, wie sie ihre Aufgaben er-
füllen, sowie den Einsatz ihrer personellen und finanziellen Mittel
im wesentlichen selbst bestimmen.

 Nach Bst. c muss auch der Bund dazu beitragen, dass die Kan-
tone über ausreichende Finanzierungsmöglichkeiten für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben - der eigenen und der übertragenen - verfü-
gen. Die vorgeschlagene Formulierung macht deutlich, dass die
Kantone aber auch selbst dafür sorgen müssen, dass sie über
ausreichende finanzielle Mittel verfügen.
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 2. Interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich

 Art. 48, Absatz 4 (neu): Pflicht zur Zusammenarbeit
 4Auf Antrag interessierter Kantone kann der Bund in bestimmten
Aufgabenbereichen interkantonale Verträge allgemeinverbindlich
erklären oder Kantone zur Beteiligung an interkantonalen Verträgen
verpflichten. Das Gesetz bezeichnet die Aufgabenbereiche und re-
gelt das Verfahren.

 Kommentar:

−  Die nachgeführte BV regelt in Art. 48 generell die freiwillige ver-
tragliche Zusammenarbeit zwischen den Kantonen. Er hält fest,
dass der Bund sich unter bestimmten Voraussetzungen an inter-
kantonalen Verträgen beteiligen kann, und macht die verfas-
sungsrechtlichen Grenzen der vertraglichen Zusammenarbeit
deutlich. Der zusätzlich vorgeschlagene Absatz 4 geht einen
Schritt weiter und sieht vor, dass der Bund die Kantone auf ihren
Antrag hin in gewissen Bereichen, die im Gesetz zu bestimmen
sind, zur vertraglichen Zusammenarbeit verpflichten kann.

−  Das Bundesorgan, das die Kantone zur Zusammenarbeit ver-
pflichten kann, wird auf der Verfassungsstufe bewusst nicht
genannt. Im Titel «Bund und Kantone» geht es nur um die
Bezeichnung der zuständigen staatlichen Ebene. Die Organzu-
ständigkeit wird dabei in der Regel nicht präzisiert. Sie wird auf
Gesetzesstufe zu regeln sein. Dort wird vorgeschlagen, dass es
sich hierbei um eine Aufgabe des Bundesrates handelt. Der Bun-
desrat bietet Gewähr für eine sachgerechte, neutrale und den
föderalistischen Befindlichkeiten angepasste Abwicklung des
Verfahrens.

−  Die Pflicht zur Zusammenarbeit (qua Allgemeinverbindlicher-
klärung oder Beteiligungspflicht interkantonaler Verträge durch
den Bund) kann nur in den vom Bundesgesetzgeber abschlies-
send enumerierten Aufgabenbereichen erfolgen.

−  Voraussetzung für eine Allgemeinverbindlicherklärung oder Be-
teiligungspflicht interkantonaler Verträge durch den Bund ist stets
ein Antrag interessierter Kantone, wobei das dafür notwendige
Quorum sachgerecht auf Gesetzesebene festgeschrieben werden
soll.

−  Es ist aus heutiger Sicht noch offen, ob Art. 48 Abs. 4 (neu) allen-
falls in einen eigenständigen Artikel zu überführen wäre. Aus
rechtspolitischer Sicht würde einiges dafür sprechen, da es sich
bei der hier konzipierten Pflicht zur Zusammenarbeit um eine
neue Qualität in der interkantonalen Zusammenarbeit handelt.
Der Bundesrat wird im Rahmen der Botschaft an die Eidg. Räte
diese Frage aufnehmen.
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 Artikel 48, Absatz 5 (neu): Interkantonale Organe
 5Interkantonale Organe können Erlasse beschliessen, die Rechts-
sätze enthalten, soweit sie dazu durch Verträge zwischen den Kan-
tonen ermächtigt werden, die auf kantonaler Ebene im gleichen
Verfahren wie Gesetze beschlossen worden sind.

 Kommentar:

−  Nach geltendem Verfassungsverständnis können interkantonale
Organe in der Regel nur Ausführungs- oder Vollzugsbestimmun-
gen, nicht jedoch sogenannte Primärnormen erlassen. Sie sind,
gestützt auf entsprechende Bestimmungen der  gutgeheissenen
Verträge in vielen Fällen zur Regelung «technischer» Belange
ermächtigt; diese Einschränkung verhindert eine Verstärkung der
interkantonalen Zusammenarbeit, weshalb sich eine Erweiterung
der Rechtsetzungsbefugnisse interkantonaler Organe aufdrängt.

−  Kantonale Organe (Regierung oder Parlament) sollen mittels in-
terkantonaler Verträge interkantonalen Organen nicht mehr Ge-
setzgebungskompetenzen übertragen können, als sie selbst nach
kantonalem Recht haben. Die Delegation von Rechtsetzungsbe-
fugnissen an interkantonale Organe muss die Voraussetzungen
erfüllen, die nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts für die
Delegation solcher Befugnisse generell gegeben sein müssen.
Dies bedeutet insbesondere, dass eine Ermächtigung zum Erlass
von Primärnormen in einem Verfahren beschlossen werden muss,
das nach kantonalem Recht für den Erlass von Gesetzen gilt
(praktische Konsequenzen: die Delegationsnorm muss dem
Referendum unterstehen, sie muss sich auf ein bestimmtes,
genau umschriebenes Sachgebiet beschränken und sie muss die
Grundzüge der Regelung enthalten). Diese Anforderung wird mit
dem vorgeschlagenen Absatz 5 deutlich zum Ausdruck gebracht.
Was den Begriff des Rechtssatzes anbelangt, verweisen wir auf
die Definition der rechtsetzenden Normen in Artikel 5 Absatz 2
des Geschäftsverkehrsgesetzes des Bundes (GVG, SR 171.11).

 

 Artikel 48 Absatz 6 (neu): Vorrang des interkantonalen Rechts ge-
genüber dem kantonalen Recht

 
6

Interkantonales Recht geht entgegenstehendem kantonalem Recht
vor.

 Kommentar:

−  Dieser Grundsatz bringt die Normenhierarchie zum Ausdruck: In-
ternationales Recht beansprucht grundsätzlich den Vorrang ge-
genüber nationalem Recht, Bundesrecht geht entgegenstehen-
dem kantonalem Recht vor, und Gleiches gilt grundsätzlich für
das Verhältnis zwischen interkantonalem und kantonalem Recht,
wobei das Verhältnis zum kantonalen Verfassungsrecht heikel ist.
Anstelle der vorgeschlagenen Fomulierung kann ohne weiteres
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auch der traditionelle Ausdruck «interkantonales Recht bricht
kantonales Recht» verwendet werden.

−  Der klare Grundsatz bringt aber auch die Solidarität zwischen den
Kantonen zum Ausdruck, interkantonalen Verträgen tatsächlich
Nachachtung zu verschaffen. Dies ist ein wichtiges Element eines
lebendigen Föderalismus. Kantonale Alleingänge, in bestimmten
Ausnahmefällen interkantonale Abmachungen nicht einzuhalten,
würden die interkantonale Zusammenarbeit in Schieflage bringen.
Die klare Regelung bringt darum eine Stärkung der Rechtssicher-
heit.

 3. Finanzausgleich im «engeren Sinn»

 3.1. Neuer Artikel über den Finanzausgleich

 Der neue Artikel enumeriert die fünf Ziele des Finanzausgleichs: Der horizontale
(interkantonale) Disparitätenabbau, die Gewährleistung einer Mindestausstattung für
die finanzschwachen Kantone, der Belastungsausgleich aufgrund geografisch-topo-
grafischer oder soziodemografischer Gegebenheiten und die interkantonale Zu-
sammenarbeit mit Lastenausgleich.

 Die nähere (materielle) Ausgestaltung zur Erreichung der fünf Ziele wird nicht ex-
plizit umschrieben. Der Gesetzgeber hat einen klaren und präzisen Verfassungsauf-
trag und soll gleichzeitig über eine gewisse Flexibilität in der Wahl, der Konzeption
und der Finanzierung der Instrumente verfügen.

 Der Verfassungsartikel soll im 3. Kapitel «Finanzordnung» dargestellt werden. Er
soll Art. 135 (Art. 42ter) in seiner heutigen Ausgestaltung integral ersetzen.

 Art. 135 (Art. 42ter) neu    Finanzausgleich
 1Der Bund erlässt Vorschriften für einen Bundesfinanzausgleich mit
dem Ziel:
 a. die finanziellen Unterschiede unter den Kantonen zu verringern;
 b. den Kantonen ein Minimum an Finanzmitteln zu gewährleisten;
c. übermässige Belastungen, die den Kantonen aufgrund ihrer geo-

grafischen oder topografischen Gegebenheiten erwachsen, aus-
zugleichen;

d. übermässige Belastungen, die den Kantonen aufgrund ihrer
soziodemografischen Gegebenheiten erwachsen, auszugleichen;

e. die Zusammenarbeit und den Lastenausgleich unter den Kanto-
nen zu fördern.

 2Bund und Kantone finanzieren die notwendigen Instrumente in ge-
eigneter Weise.

 Kommentar:

 Absatz 1:
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−  Die Ziele des Finanzausgleichs werden abschliessend enume-
riert.

−  Die Ziele sind rein finanzieller Natur (zum Bereich der öffentlichen
Finanzen gehörend), die Regionalpolitik oder die regionale Wirt-
schaftsentwicklung wird nicht angesprochen.

−  Buchstabe e: Es wird festgehalten, dass die interkantonale Zu-
sammenarbeit mit Lastenausgleich integraler Bestandteil des Fi-
nanzausgleichs darstellt. Die eigentliche Pflicht der Kantone, in
gewissen, vom Bundesgesetzgeber enumerierten Aufgabenberei-
chen zusammenzuarbeiten, erfährt in Art. 48 Abs. 4 (neu) ihre
verfassungsmässige Grundlage.

 Absatz 2:
−  Der Bund und die Kantone sind zur Finanzierung der notwendi-

gen Instrumente verpflichtet. Der Ausdruck «in geeigneter Weise»
bringt zum Ausdruck, dass der Bund integral oder partiell für die
Finanzierung der vertikalen Instrumente aufkommt; desgleichen
kommt zum Ausdruck, dass nur die finanzstarken Kantone sich
an der Finanzierung der horizontalen Instrumente zu beteiligen
haben und dass nur die in Frage kommenden Kantone Abgel-
tungszahlungen im Rahmen des interkantonalen Lastenaus-
gleichs zu leisten haben. Absatz 2 belässt dem Gesetzgeber eine
grosse Flexibilität in bezug auf die finanzielle Ausgestaltung der
Instrumente zu.

−  Die fünf anvisierten Instrumente sind:
Für den Ressourcenausgleich: Der Disparitätenabbau
(horizontale Finanzierung, Absatz 1, Buchstabe a) und die Min-
destausstattung (vertikale Finanzierung, Absatz 1, Buchstabe b)
Für den Lastenausgleich: Der Belastungsausgleich aufgrund to-
pografisch-geografischer bzw. soziografischer Gegebenheiten
(vertikale Abgeltung, Absatz 1 Buchstaben c bzw. d) und die in-
terkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich (horizontale
Abgeltung, Absatz 1, Buchstabe e).

3.2. Weitere Verfassungsmodifikationen im Bereich des Finanzaus-
gleichs

Die Erwähnung der Finanzkraft in den Artikeln 128 Abs. 4 (41ter Absatz 5 Buchstabe
b) (Direkte Bundessteuer), 83 Abs. 3 (36bis Abs. 4) (Nationalstrassen) sowie 86 Abs.
3 Buchstabe e (36ter Abs. 1, Buchstabe e BV) (Mineralölsteuer) muss fallengelassen
bzw. modifiziert werden, da die Verteilung dieser Steuereinnahmen des Bundes
nicht mehr in Abhängigkeit der Finanzkraft erfolgt und hierfür auch keine spezifi-
schen Verteilungsschlüssel mehr vorgesehen sind. Der Finanzausgleich soll neu im
Rahmen des Ressourcenausgleichs erfolgen. Die Finanzierung des geografisch-to-
pografischen Belastungsausgleichs über die Mineralölsteuer muss in Art. 86 Abs. 3
Buchstabe e (Art. 36ter Abs. 1, Buchstabe e) (Mineralölsteuer) verankert werden.
Schliesslich ist Art. 196 Ziffer 16 Übergangsbestimmung zu Art. 132 (Art. 10 der
Übergangsbestimmungen) zu streichen und in Art. 132 Absatz 2 (Art. 41bis Absatz 1
Buchstabe b) zu integrieren.
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3.2.1. Direkte Bundessteuer
Art. 128 Abs. 4 (Art. 41ter Absatz 5 Buchstabe b), der einen fixen Kantonsanteil am
Rohertrag der Direkten Bundessteuer und einen bestimmten Anteil davon für den
interkantonalen Finanzausgleich festhält, muss revidiert werden. Da das neue Sy-
stem der Verteilung der Bundeseinahmen nicht mehr in Abhängigkeit der kantonalen
Finanzkraft abgewickelt wird, ist die entsprechende Passage zu streichen. Zudem ist
die Höhe des Kantonsanteils an der Direkten Bundessteuer abhängig von den La-
stenverschiebungen zwischen Bund und Kantonen gemäss Wirkungsbilanz, um das
postulierte finanzielle Gleichgewicht zwischen den beiden Staatsebenen einzuhal-
ten. Die Kantone insgesamt haben jedoch eine verfassungsmässige Garantie, dass
ihr Anteil an der Direkten Bundessteuer mindestens 15% beträgt.

Art. 128 Direkte Steuern (Art. 41ter, Abs. 5, Buchstabe b)
4Die Steuer wird von den Kantonen veranlagt und eingezogen. Vom
Rohertrag der Steuer fallen drei Zehntel den Kantonen zu; davon
wird mindestens ein Sechstel für den Finanzausgleich unter den
Kantonen verwendet fallen wenigstens 15 Prozent den Kantonen
insgesamt zu.

3.2.2. Finanzausgleich im Bereich der Nationalstrassen ( vgl. 6.1)
Der Passus mit der Finanzkraft als Bemessungskriterium bei der Finanzierung der
Nationalstrassen in Art. 83 Absatz 3 (Art. 36bis Absatz 4) ist geringfügig zu modifizie-
ren, indem an die Stelle des Begriffs «Finanzkraft» die «finanzielle Leistungsfähig-
keit» tritt (vgl. 6.1). Diese Verfassungsänderung, welche im Rahmen der für den
Unterhalt und Betrieb der Nationalstrassen ohnehin unumgänglichen Modifikation
vorgenommen werden kann, ist notwendig, weil gemäss Neuem Finanzausgleich die
Abstufung der Bundessubventionen nach der Finanzkraft der Kantone abgeschafft
und durch eine Ausrichtung zweckfreier Mittel im Rahmen des Ressourcenaus-
gleichs ersetzt wird (Mindestausstattung). Demgegenüber soll bei der Finanzierung
des verbleibenden Nationalstrassen-Bauprogramms die heutige Bemessung des
Bundesanteils, welche die Finanzkraft des einzelnen Kantons mitberücksichtigt, in-
tegral beibehalten werden. Da aber der Finanzkraftindex in seiner heutigen Form
nicht mehr weiterexistieren wird, muss der technische Begriff «Finanzkraft» in der
Verfassung durch «finanzielle Leistungsfähigkeit» ersetzt werden. Indikatoren dieser
finanziellen Leistungsfähigkeit werden die unmittelbar vor dem Inkrafttreten des NFA
geltenden Finanzkraftindizes der einzelnen Kantone sein. Diese werden für den
Rest der Bauphase als unverändert angenommen.

3.2.3. Finanzausgleich über die Mineralölsteuer
Zu streichen ist im weiteren in Art. 86 (Art. 36ter) die Bestimmung, wonach ein Teil
der Mineralölsteuer für den Finanzausgleich im Strassenwesen zu verwenden ist.
Verfassungsrechtlich zu verankern ist jedoch die Bestimmung, wonach ein Teil der
Steuer für die Finanzierung des Belastungsausgleichs aus geografisch-topografi-
schen Gründen einzusetzen ist.
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Art. 86 Verbrauchsteuer auf Treibstoffen und übrige Verkehrsabga-
ben (Art. 36ter, Absatz 1, Buchstabe e)
3

.....
e. allgemeine Beiträge an die kantonalen Kosten für Strassen, die

dem Motorfahrzeugverkehr geöffnet sind und an den Finanzaus-
gleich im Strassenwesen sowie an die Finanzierung des geogra-
fisch-topografischen Belastungsausgleichs im Rahmen des Fi-
nanzausgleichs.

.....
Betreffend die übrigen Buchstaben dieses Absatzes 3 von Artikel 86
vgl. Kap. 6.2+6.3 hinten.

3.2.4. Übergangsbestimmung zur Verrechnungssteuer
Art. 196, Ziffer 16 Übergangsbestimmung zu Art. 132 (Art. 10 der Übergangs-
bestimmungen) betr. den Kantonsanteil an der Verrechnungssteuer ist gänzlich
zu streichen und in Art. 132 Absatz 2. (Art. 41bis Absatz 1 Buchstabe b) zu inte-
grieren. Die hier zur Disposition stehenden Bestimmungen regeln den Kantons-
anteil an der Verrechnungssteuer, bis eine neue Bestimmung zur Neuordnung
des Finanzausgleichs unter den Kantonen in Kraft tritt. Der Neue Finanzaus-
gleich stellt eine solche Neuordnung dar. Im neuen Artikel wird festgehalten,
dass der Anteil der Kantone insgesamt an der Verrechnungssteuer 10% beträgt.

Art. 196, Ziffer 16 Übergangsbestimmung zu Art. 132: Kantonsanteil
an der Verrechnungssteuer (Art. 10 Übergangsbestimmungen)
streichen: Bis zur Neuordnung des Finanzausgleichs unter den
Kantonen beträgt der Kantonsanteil am Ertrag der Verrechnungs-
steuer 12 Prozent. Liegt der Satz der Verrechnungssteuer über 30
Prozent, so beträgt der Kantonsanteil 10 Prozent.
Art. 132 Stempelsteuer und Verrechnungssteuer
(Art. 41bis, Abs. 1, Buchstabe b)
2Der Bund kann auf dem Ertrag von beweglichem Kapitalvermögen,
auf Lotteriegewinnen und auf Versicherungsleistungen eine Ver-
rechnungssteuer erheben. Vom Steuerertrag fallen 10% den Kanto-
nen zu.
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Verfassungsmodifikationen in einzelnen Aufgabenbereichen

4. Sozialversicherungen und Sozialpolitik

4.1. Individuelle Leistungen der AHV und IV

Art. 112 Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
Änderungen von Absatz 2 Buchstabe a, Absatz 3 Buchstabe b
und Absatz 4; Absatz 6 streichen:
1Der Bund erlässt Vorschriften über die Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung.
2Er beachtet dabei folgende Grundsätze:
a. Die Versicherung ist obligatorisch. Sie gewährt Geld- und Sach-

leistungen.
...
3Die Versicherung wird finanziert:
..
b. durch Leistungen des Bundes und, wenn das Gesetz es vorsieht,

der Kantone.
4Die Leistungen des Bundes und der Kantone betragen zusammen
höchstens die Hälfte der Ausgaben.
5unverändert
6streichen: Der Bund fördert die Eingliederung Invalider und unter-
stützt Bestrebungen zugunsten Betagter, Hinterlassener und Invali-
der. Für diesen Zweck kann er Mittel aus der Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenversicherung verwenden.
(Art. 34quater Abs. 2 Buchstabe c: ganz streichen)
2Der Bund richtet auf dem Wege der Gesetzgebung eine für die
ganze Bevölkerung obligatorische Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenversicherung ein. Diese gewährt Geld- und Sachleistungen. Die
Renten sollen den Existenzbedarf angemessen decken. Die
Höchstrente darf das doppelte der Mindestrente nicht übersteigen.
Die Renten sind mindestens der Preisentwicklung anzupassen. Für
die Durchführung der Versicherung können die Kantone,
Berufsverbände sowie andere private oder öffentliche
Organisationen beigezogen werden. Die Versicherung wird
finanziert:
c. wenn das Ausführungsgesetz dies vorsieht, durch einen Beitrag

der Kantone, der den Beitrag des Bundes entsprechend vermin-
dert.

4.2. Kollektive Leistungen der AHV und der IV

(Subventionierung der privaten Alters- und Invalidenhilfe)
neu  Art. 112ter Alters- und Invalidenhilfe (Art. 34quater, neu: Abs. 8)
Die Kantone fördern die Alters- oder Invalidenhilfe. Der Bund fördert
die Alters- und Invalidenhilfe, soweit damit Aufgaben von nationaler
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Bedeutung wahrgenommen werden. Er kann dazu Mittel aus der
eidgenössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
verwenden.
(Förderung der Eingliederung)
neu Art. 112bis Förderung der Eingliederung (gleichlautende Neu-
formulierung von Art. 34quater Abs. 7)
1Die Invalidenversicherung fördert die Eingliederung durch die Ge-
währung von Sachleistungen.
2Die Kantone fördern die Eingliederung behinderter Personen, ins-
besondere durch die Unterstützung von Bau und Betrieb von Institu-
tionen, die der Eingliederung, dem Wohnen oder der Dauerbeschäf-
tigung von Behinderten dienen.

4.3. Ergänzungsleistungen

neu  Art. 112quater Ergänzungsleistungen
Soweit Personen mit Anspruch auf Leistungen der Alters-, Hinterlas-
senen- oder Invalidenversicherung nicht über die erforderlichen
Mittel zur angemessenen Deckung ihres Existenzbedarfs verfügen,
richten Bund und Kantone Ergänzungsleistungen aus.
Art. 196 Ziffer 10 Übergangsbestimmung zu Art. 112 streichen: So-
lange die AHV den Existenzbedarf nicht deckt, richtet der Bund den
Kantonen Beiträge aus an die Finanzierung von Ergänzungsleistun-
gen.
(Art. 34quater neu: Abs. 9, unter gleichzeitiger Streichung von Art. 11
Abs. 1 Übergangsbestimmung gültige BV)

4.4. Familienzulagen

Art. 116 Abs. 2 und 4 (Art. 34quinquies Abs. 2)
2Der Bund kann erlässt Vorschriften über die Familienzulagen erlas-
sen und führt eine Eidgenössische Familienausgleichkasse führen.
4Der Bund kann den Beitritt zu Familienausgleichskassen und die
Mutterschaftsversicherung allgemein oder für einzelne Bevölke-
rungsgruppen obligatorisch erklären und seine Leistungen von
angemessenen Leistungen der Kantone abhängig machen.

5. Bildung

5.1. Berufsbildung

Art. 63 Abs. 1
Der Bund erlässt Vorschriften über die Berufsbildung
(Art. 34ter Abs. 1 Bst. g) streichen:
Die Gesetzgebung über die Berufsbildung in Industrie, Gewerbe,
Handel, Landwirtschaft und Hausdienst ist Sache des Bundes.
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Art. 63, Absatz 1 neu (Art. 34ter Abs. 1 Bst. g):
a.. Die berufliche Grundausbildung ist eine gemeinsame Aufgabe

von Bund und Kantonen in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft.
b. Der Bund regelt die berufliche Grundausbildung mit Rahmenbe-

stimmungen. Er koordiniert die berufliche Grundausbildung und
Weiterbildung und fördert die Koordinationsbestrebungen der
Kantone.

c. Bund und Kantone sind gemeinsam verantwortlich für die Sicher-
stellung der Finanzierung der beruflichen Grundausbildung und
Weiterbildung. Der Bund richtet dafür Beiträge an die Kantone
und die privaten Trägerschaften aus.

5.2. Erwachsenenbildung

Art. 67
2Der Bund kann in Ergänzung zu kantonalen Massnahmen die aus-
serschulische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie die Er-
wachsenenbildung unterstützen.

5.3. Stipendien

Art. 66 Abs. 1 (Art. 27quater)
1Der Bund kann den Kantonen Beiträge an ihre Aufwendungen für
Stipendien und andere Ausbildungsbeihilfen gewähren.
Art. 66 Abs. 1 (Art. 27quater)
1neu: Der Bund kann den Kantonen Beiträge für Stipendien und
Studiendarlehen an Studierende von Hochschulen und anderen hö-
heren Bildungsanstalten gewähren. Er fördert die interkantonale
Harmonisierung dieser Ausbildungsbeihilfen.
2unverändert.

5.4. Jugend und Sport

Art. 68 (Artikel 27quinquies Abs. 1)
1 und 2 unverändert
3Er kann Vorschriften über den Jugendsport erlassen und den
Sportunterricht an Schulen obligatorisch erklären.

5.5. Hoch- und Fachhochschulen

Art. 63 Abs. 2 streichen
Der Bund betreibt technische Hochschulen; er kann weitere Hoch-
schulen und andere höhere Bildungsanstalten errichten, betreiben
oder unterstützen. Er kann die Unterstützung davon abhängig ma-
chen, dass die Koordination sichergestellt ist.
(Art. 27 Abs. 1 streichen)
Der Bund kann Hochschulen und andere höhere Bildungsanstalten
errichten, betreiben oder unterstützen.
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Art. 63 Abs. 2 neu:(Art. 27 Abs. 1):
a. Der Bund führt zwei technische Hochschulen. Er kann andere hö-

here Bildungs- und Forschungsanstalten führen.
b. Er kann Hochschulen und höhere Bildungsanstalten unterstützen,

die von Kantonen oder anderen Trägern geführt werden. Er kann
dabei seine Leistungen an Auflagen und Bedingungen knüpfen,
insbesondere zur Sicherstellung des gleichberechtigten Zugangs
zu den Studien und einer koordinierten Hochschulentwicklung.

6. Verkehr

6.1. Nationalstrassen

Art. 83 neu  (Art. 36bis):
1 und 2unverändert
3neu: Der Bund baut die Nationalstrassen aus, unterhält und betreibt
sie. Er kann diese Aufgaben ganz oder teilweise staatlichen, ge-
mischten oder privaten Gesellschaften übertragen.
4Bund und Kantone tragen die Kosten für den Bau der National-
strassen gemeinsam. Der Kostenanteil der einzelnen Kantone richtet
sich nach ihrer Belastung durch die Nationalstrassen, nach ihrem
Interesse an diesen Strassen und nach ihrer Finanzkraft finanziellen
Leistungsfähigkeit.
5neu: Der Bund trägt die Kosten für den Ausbau, den Unterhalt und
den Betrieb der Nationalstrassen.

Kommentar zu Absatz 4:
Für den Bau der Nationalstrassen, der bis zu seiner Vollendung eine
Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Kantonen bleiben wird, soll
die heutige Bemessung des Anteils des Bundesbeitrages integral
beibehalten werden. Das bedeutet, dass bei der Beitragsbemessung
in diesem Bereich auch künftig die finanzielle Leistungsfähigkeit des
einzelnen Kantons mitzuberücksichtigen ist. Indikator der finanziellen
Leistungsfähigkeit ist im heutigen System der Index der Finanzkraft
des Kantons. Dieser wird im NFA durch einen anders bemessenen
Ressourcenindex abgelöst. Um jedoch bei den Beitragssätzen den
Status quo beizubehalten, ist für die finanzielle Leistungsfähigkeit
des einzelnen Kantons sein unmittelbar vor dem Inkrafttreten des
NFA geltender Finanzkraftindex massgeblich. Dieser wird für den
Rest der Bauphase als unverändert angenommen.

6.2+6.3 Hauptstrassen und übrige Bereiche der Spezialfinan-
zierung «Strassenverkehr»
Art. 82 (Art. 37)
1 und 2  unverändert
3Die Benützung öffentlicher Strassen ist gebührenfrei. Die Bundes-
versammlung kann Ausnahmen bewilligen.
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3neu: Die Benützung öffentlicher Strassen ist gebührenfrei. Der
Bundesrat kann Ausnahmen speziell für Strassen in städtischem
Gebiet bewilligen.
Art. 86 Abs. 3: Bst b und c modifizieren; Bst. f streichen (Art. 36ter)
3Er verwendet die Hälfte des Reinertrags der Verbrauchssteuer auf
Treibstoffen sowie den Reinertrag der Nationalstrassenabgabe für
folgende Aufgaben und Aufwendungen im Zusammenhang mit dem
Strassenverkehr:
a. unverändert
b. Massnahmen zur Förderung des kombinierten Verkehrs und des

Transports begleiteter Motorfahrzeuge sowie zur Trennung des
Verkehrs;
neu: Massnahmen zur Förderung des kombinierten Verkehrs und
des Transports begleiteter Motorfahrzeuge sowie zur Verbesse-
rung des Verkehrsablaufs in städtischem Gebiet;

c. Beiträge an die Errichtung von Hauptstrassen;
neu: Beiträge an die Hauptstrassen;

d. unverändert
e. allgemeine Beiträge an die kantonalen Kosten für Strassen, die

dem Motorfahrzeugverkehr geöffnet sind und an den Finanzaus-
gleich im Strassenwesen sowie an die Finanzierung des geogra-
fisch-topografischen Belastungsausgleichs im Rahmen des Fi-
nanzausgleichs; (vgl. Kapitel 3.2.3 vorne)

f.   Beiträge an Kantone ohne Nationalstrassen und an Kantone mit
Alpenstrassen, die dem internationalen Verkehr dienen.

7. Umwelt, Wald und Landwirtschaft

7.3. Denkmal-, Heimat- und Ortsbilderschutz

Art. 78 Abs. 3 (Art. 24sexies)
3
Er kann Bestrebungen des Natur- und Heimatschutzes unterstützen

und Objekte von gesamtschweizerischer Bedeutung vertraglich oder
durch Enteignung erwerben oder sichern.

8. Wohnungswesen, Justiz und Sicherheit

8.1. Amtliche Vermessung

Neuer Artikel im 4. Abschnitt, 2. Kapitel (des 3. Titels «Bund,
Kantone, Gemeinden») «Umwelt und Raumplanung»:
(Art. 22quinquies neu):
1Der Bund sorgt mit den Kantonen für eine effiziente Amtliche Ver-
messung. Sie dient der Erstellung und Führung des Grundbuches
und bildet die Grundlage für Landinformationssysteme.
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2Dem Bund obliegt, nach Konsultation der Kantone, die Strategie. Er
legt namentlich ein Grundangebot fest und leistet entsprechend sei-
nen strategischen Vorgaben Beiträge.
3Die Kantone sind im Rahmen der Vorgaben des Bundes verant-
wortlich für die Umsetzung der Amtlichen Vermessung im operativen
Bereich.

8.2. Wohnbau- und Eigentumsförderung

Art. 108 (Art. 34sexies) streichen
1Der Bund fördert den Wohnungsbau, den Erwerb von Wohnungs-
und Hauseigentum, das dem Eigenbedarf Privater dient, sowie die
Tätigkeit von Trägern und Organisationen des gemeinnützigen
Wohnungsbaus.
2Er fördert insbesondere die Beschaffung und Erschliessung von
Land für den Wohnungsbau, die Rationalisierung und die Verbilli-
gung des Wohnungsbaus sowie die Verbilligung der Wohnkosten.
3Er kann Vorschriften erlassen über die Erschliessung von Land für
den Wohnungsbau und die Baurationalisierung.
4Er berücksichtigt dabei namentlich die Interessen von Familien,
Betagten, Bedürftigen und Behinderten.
(Neuer Übergangsartikel BV):
1Der Bund führt die vor dem Ausserkrafttreten von Artikel 108
(34sexies) eingegangenen Verpflichtungen gemäss dem Wohnbau-
und Eigentumsförderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 bis zu deren
Ablauf weiter. Er ist zuständig für die sich daraus ergebenden
Aufgaben.
2Der Bund nimmt die aufsichts- und kontrollrechtlichen Funktionen
wahr, welche sich während 20 Jahren aus Bundesbeiträgen erge-
ben, die vor dem Ausserkrafttreten von Artikel 99 (34sexies) aufgrund
des Bundesgesetzes über die Verbesserung der Wohnverhältnisse
in Berggebieten vom 20. März 1970 ausgerichtet wurden.

8.3. Straf- und Massnahmenvollzug

Art. 123 Abs. 2 (Art. 64 bis)
1unverändert
2neu: Der Bund erlässt Vorschriften zum Straf- und Massnahmen-
vollzug. Er kann den Kantonen Beiträge gewähren
a. für die Errichtung von Anstalten
b  für Verbesserungen im Straf- und Massnahmenvollzug
c. an Einrichtungen, die erzieherische Massnahmen an Kindern, Ju-

gendlichen und jungen Erwachsenen vollziehen.

8.4. Militär

Art. 60 Abs. 2
2Die Kantone sind im Rahmen des Bundesrechts zuständig für die
Bildung kantonaler Formationen (sowie) für die Ernennung und Be-
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förderung der Offiziere dieser Formationen sowie für die Beschaf-
fung von Teilen der Bekleidung und Ausrüstung.
(vollständig zu streichen ist Art. 20 Absatz 3):
Die Beschaffung der Bekleidung und Ausrüstung und die Sorge für
deren Unterhalt ist Sache der Kantone; die daherigen Kosten wer-
den jedoch den Kantonen vom Bund nach einer von ihm aufzustel-
lenden Norm vergütet.
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Anhang B: Bundesgesetz über den Finanzausgleich

B. Bundesgesetz über den Finanzausgleich

Der vorliegende Entwurf ersetzt integral das geltende Bundesgesetz über den Fi-
nanzausgleich vom 19. Juni 1959 (SR 613.1). Der Entwurf beinhaltet den bun-
desstaatlichen Finanzausgleich (einschl. die interkantonale Zusammenarbeit mit
Lastenausgleich). Das neue Bundesgesetz findet seine verfassungsmässigen Ab-
stützungen im neu formulierten Artikel 135 der nachgeführten Bundesverfassung
nBV (Art. 41ter), in Verbindung mit dem revidierten Artikel 128 Abs. 4 und Artikel 48
Absatz 4 (neu) nBV.

Inhalt des Bundesgesetzes über den Finanzausgleich

1. Abschnitt Gegenstand
Art.  1

2. Abschnitt Ressourcenausgleich
Art.  2 Grundsatz
Art.  3 Ressourcenpotential und Ressour-

cenindex
Art.  4 Abbau der Disparitäten zwischen den

Kantonen
Art.  5 Mindestausstattung
Art.  6 Abrechnung

3. Abschnitt Belastungsausgleich durch den Bund
Art.  7 Grundsätze
Art.  8 Sondervorschriften für den Bela-

stungsausgleich auf Grund geografisch
oder topografischer Gegebenheiten

4. Abschnitt Interkantonale Zusammenarbeit und
interkantonaler Lastenausgleich

Art.  9 Ziele
Art. 10 Grundsatz
Art. 11 Pflicht zur Zusammenarbeit
Art. 12 Interkantonale Rahmenvereinbarung
Art. 13 Interkantonale Verträge
Art. 14 Allgemeinverbindlicherklärung
Art. 15 Beteiligungspflicht
Art. 16 Rechtsschutz
Art. 17 Verletzung von Verträgen oder Be-

schlüssen interkantonaler Organe

5. Abschnitt Bericht
Art. 18

6. Abschnitt Schlussbestimmungen
Art. 19 Aufhebung bisherigen Rechts
Art. 20 Übergangsbestimmungen
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Art. 21 Referendum und Inkrafttreten
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Einführung

Der Entwurf beinhaltet sechs Kapitel:

−  Kapitel 1 zählt die Ziele des Gesetzes auf, enumeriert die Bestandteile des Fi-
nanzausgleichs .

−  Kapitel 2 definiert einen Ressourcenindex der Kantone, der den heutigen Finanz-
kraftindex ersetzt, sowie die beiden Instrumente des Ressourcenausgleichs:
Disparitätenabbau zwischen den Kantonen, ausgedrückt in einenm Prozentsatz,
sowie die Mindestausstattung des Bundes, ausgedrückt in einem Mindestindex,
den alle Kantone erzielen sollen (wobei das Mittel aller Kantone bei 100 liegt).

−  Kapitel 3 beschreibt den Mechanismus des Belastungsausgleichs des Bundes
aus topografisch-geografischen bzw. soziodemografischen Gründen.

−  Kapitel 4 betrifft die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich. Es wer-
den namentlich die Aufgabenbereiche enumeriert, die zwingend in interkant.
Zusammenarbeit gelöst werden müssen, sowie die Voraussetzungen für die
Zusammenarbeitspflicht festgehalten.

−  Kapitel 5 schreibt eine regelmässige Berichterstattung über den Vollzug des Ge-
setzes vor.

−  Kapitel 6 enthält die Schlussbestimmungen.
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 Entwurf eines Finanzausgleichsgesetzes

 

 Bundesgesetz
 über den Finanzausgleich
 (BFA)
 
 vom ...
 
 
 Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
 gestützt auf die Artikel 48 und 135 der neuen Bundesverfassung;
 nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ....1

 
 beschliesst:

 Kommentar:
−  Das heutige Bundesgesetz findet seine verfassungsmässige

Grundlage namentlich in Art. 128 Abs. 4 betr. die direkte Bun-
dessteuer sowie in Art. 135 betr. die Berücksichtigung der Fi-
nanzkraft bei der Gewährung von Bundesbeiträgen an die Kan-
tone. Die erste Referenz ist nicht mehr in Kraft, die zweite betrifft
den Kantonsanteil an der Direkten Bundessteuer und deren Anteil
für den Finanzausgleich. Angesichts der angestrebten Revision
dieses Absatzes und der Aufgabe der Finanzkraftabhängigkeit
(nicht nur) bei der Direkten Bundessteuer kann die heutige Ver-
fassungsgrundlage nicht mehr als Referenz für das neue Gesetz
dienen.

                                           

 1 BBl
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1. Abschnitt: Gegenstand

Art. 1
1Dieses Gesetz regelt den Finanzausgleich zwischen Bund und
Kantonen und unter den Kantonen.
2Der Finanzausgleich besteht aus:
a. dem Disparitätenabbau unter den Kantonen;
b. der Mindestausstattung durch den Bund;
c. dem Belastungsausgleich durch den Bund;
d. der Zusammenarbeit und dem Lastenausgleich unter den Kanto-

nen durch interkantonale Vereinbarungen.

2. Abschnitt: Ressourcenausgleich

Art. 2 Grundsatz
1Mit dem Ressourcenausgleich sollen die finanzielle Leistungs-
fähigkeit zwischen den Kantonen verringert und den Kantonen ein
Minimum an Finanzmitteln gewährleistet werden.
2Der Ressourcenausgleich wird auf Grund des Ressourcenpotentials
der einzelnen Kantone und ihrer Gemeinden vorgenommen.

Art. 3 Ressourcenpotential und Ressourcenindex
1Der Bundesrat erfasst alle zwei Jahre das Ressourcenpotential der
Kantone. Er wendet dabei einen Normtarif an, der auf harmonisier-
ten Bemessungsgrundlagen basiert.
2Für die Ermittlung des Ressourcenpotentials berücksichtigt er ins-
besondere:
a. die Einkommenssteuer der natürlichen Personen;
b. die Vermögenssteuer der näturlichen Personen;
c. die Ertragssteuer der juristischen Personen;
d. die Kapitalsteuer der juristischen Personen;
e. die Motorfahrzeugsteuer;
f. den Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer.
3Das Ressourcenpotential wird in Franken je Einwohner ausgedrückt
und in einem Index (Ressourcenindex) festgehalten. Das indexierte
Mittel aller Kantone pro Kopf der Bevölkerung ist 100.

Art. 4 Disparitätenabbau zwischen den Kantonen
1Kantone, deren Ressourcenpotential über dem schweizerischen
Mittel liegt, bezahlen für den Disparitätenabbau einen festen prozen-
tualen Anteil der Differenz zum Mittel, ausgedrückt in Franken und
multipliziert mit ihrer Wohnbevölkerung.
2Kantone, deren Ressourcenpotential unter einem Mindestindex
liegt, erhalten aus den Leistungen nach Absatz 1 einen Anteil der
Differenz zum schweizerischen Mittel des Ressourcenpotentials,
ausgedrückt in Franken und multipliziert mit ihrer Wohnbevölkerung.
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3Die Bundesversammlung legt den prozentualen Anteil nach Abs. 1
und den Mindestindex nach Abs. 2 alle vier Jahre in Abbhängigkeit
des Wirkungsberichts nach Art. 18 mit einfachem Bundesbeschluss
fest.
Art. 5 Mindestausstattung
Der Bund ergänzt den Disparitätenausgleich zwischen den Kantonen
mit eigenen Leistungen, so dass jeder Kanton den Mindestindex
nach Artikel 4 Absatz 2 erreicht.

Art. 6 Abrechnung
Die Zahlungen nach den Artikeln 4 und 5 werden jährlich mit den
Kantonsanteilen an den Bundeseinnahmen verrechnet und ausge-
richtet.

3.  Abschnitt: Belastungsausgleich durch den Bund

Art. 7 Grundsätze
1Der Bund gewährt den Kantonen, die durch geografische, topogra-
fische oder soziodemografische Gegebenheiten übermässig belastet
sind, einen finanziellen Ausgleich.
2Der Bundesrat legt die Kriterien fest, nach denen die Belastungsun-
terschiede erfasst werden.
3Die Bundesversammlung legt die Höhe des Belastungsausgleichs
alle vier Jahre auf Grund des Berichtes des Bundesrates nach Ar-
tikel 18 fest.
4Er wird den betroffenen Kantonen im Rahmen eines einmaligen
Betrags jährlich zur Verfügung gestellt.

Art. 8 Sondervorschriften für den Belastungsausgleich auf Grund
geografischer oder topografischer Gegebenheiten

1Der Belastungsausgleich auf Grund geografischer oder topografi-
scher Gegebenheiten in Form eines zugeteilten Betrages ist zweck-
gebunden für folgende Bereiche zu verwenden:
a. Hochwasserschutz;
b. Wald.
c. Hauptstrassen;
d. öffentlicher Regionalverkehr;
2Die Kantone können den zugeteilten Betrag auf die Aufgabenberei-
che nach Absatz 1 Bst. a, b und c frei aufteilen.
3Der Belastungsausgleich im öffentlichen Regionalverkehr (Abs. 1
Bst. d) wird bei der Subventionierung nach Artikel 53 des Eisen-
bahngesetzes berücksichtigt.
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4. Abschnitt: Interkantonale Zusammenarbeit und interkantonaler 
Lastenausgleich

 Art. 9 Ziele
Die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich will sicher-
stellen, dass:
a. kantonale Aufgaben im Verbund mit anderen Kantonen wirt-

schaftlich erfüllt werden;
b. kantonsübergreifende Leistungen bei angemessener Mitsprache

und Mitwirkung der betroffenen Kantone gerecht abgegolten wer-
den;

c. der Föderalismus unter Beachtung des Grundsatzes der Subsi-
diarität gestärkt wird.

 Art. 10 Grundsatz
1Die Kantone arbeiten sachgerecht zusammen und streben einen
Lastenausgleich an, namentlich wenn:
a. eine Mindestversorgung mit der betreffenden öffentlichen Lei-

stung sicherzustellen ist;
b. die Leistungserstellung zwischen mehreren Kantonen inhaltlich

koordiniert werden muss;
c. die Leistung im interkantonalen Rahmen wesentlich wirtschaftli-

cher erbracht werden kann.
2Die Entscheidungszuständigkeit und die Verteilung der Kosten sind
nach Massgabe der tatsächlichen Nutzniesser öffentlicher Leistun-
gen auf die Kantone bzw. auf interkantonale Träger von Aufgaben
auszurichten.

 Art. 11 Pflicht zur Zusammenarbeit
 1Der Bundesrat kann die Kantone in den folgenden Bereichen zur
Zusammenarbeit verpflichten:
a. öffentlicher Agglomerationsverkehr;
b. Spitzenmedizin und Spezialkliniken;
c. Abfallentsorgung;
d. Abwasserreinigung;
e. Kultureinrichtungen von überregionaler Bedeutung;
f. Kantonale Universitäten;
g. Fachhochschulen;
h. Straf- und Massnahmenvollzug
i. Institutionen zur Förderung und Betreuung behinderter Personen
 2Der Bundesrat kann die Kantone durch die Allgemeinverbindlicher-
klärung (gemäss Artikel 14) oder die Beteiligungsverpflichtung
(gemäss Artikel 15) zur Zusammenarbeit verpflichten.

 Art. 12 Interkantonale Rahmenvereinbarung
Die Kantone erarbeiten als Grundlage für die interkantonalen Ver-
träge gemeinsam eine interkantonale Rahmenvereinbarung. Darin
legen sie fest:
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 a. die Grundsätze der interkantonalen Zusammenarbeit;
 b. die zuständigen Organe;
 c. das Beitritts- und Austrittsverfahren.
 Art. 13 Interkantonale Verträge
 Die Kantone regeln die Modalitäten der Zusammenarbeit für jeden
der in Artikel 11 genannten Aufgabenbereiche in einem
interkantonalen Vertrag.
 

 Art. 14 Allgemeinverbindlicherklärung
1Der Bundesrat kann:
a. die Rahmenvereinbarung nach Artikel 12 auf Antrag von min-

destens 21 Kantonen für höchstens 30 Jahre allgemeinverbind-
lich erklären;

b. einen interkantonalen Vertrag nach Artikel 13 auf Antrag von
mindestens 18 Kantonen für höchstens 30 Jahre allgemeinver-
bindlich erklären.

2Er hört die betroffenen Kantone vor seinem Entscheid an.
3Er hebt die Allgemeinverbindlichkeit auf, wenn die Voraussetzungen
dazu nicht mehr gegeben sind, namentlich:
a. bei der Rahmenvereinbarung auf Antrag von mindestens sechs

Kantonen;
b. bei einem interkantonalen Vertrag auf Antrag von mindestens

neun Kantonen.
 4Die Kantone, die durch eine Allgemeinverbindlicherklärung zur Be-
teiligung an einem Vertrag verpflichtet werden, übernehmen die glei-
chen Rechte und Pflichten wie die übrigen Vertragspartner.
 

 Art. 15 Beteiligungspflicht
1Der Bundesrat kann auf Antrag mindestens der Hälfte der an einem
interkantonalen Vertrag gemäss Artikel 13 oder an einem ausgehan-
delten Vertragsentwurf beteiligten Kantone einen oder mehrere
Kantone für höchstens 30 Jahre zur Beteiligung am Vertrag ver-
pflichten.
2Er hört die betroffenen Kantone vor dem Entscheid an.
3Die Kantone, die zur Beteiligung verpflichtet werden, haben die
gleichen Rechte und Pflichten wie die übrigen Vertragspartner.
 4Der Bundesrat hebt die Pflicht zur Beteiligung auf, wenn die
Voraussetzungen dazu nicht mehr gegeben sind, namentlich auf
Antrag mindestens der Hälfte der an einem Vertrag beteiligten Kan-
tone.
 

 Art. 16 Rechtsschutz
1Die Kantone sehen vor, dass gegen Verfügungen interkantonaler
Organe eine verwaltungsgerichtliche Beschwerde erhoben werden
kann.
 2Setzt ein Kanton einen Vertrag oder einen Beschluss eines inter-
kantonalen Organs nicht oder nicht rechtzeitig um, so können die
betroffenen Bürgerinnen und Bürger Ansprüche aus diesem Vertrag
oder diesem Beschluss geltend machen, sofern die entsprechenden
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Bestimmungen inhaltlich hinreichend bestimmt und klar sind. Die
Kantone haften für den entstandenen Schaden.
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 Art. 17 Verletzung von Verträgen oder Beschlüssen 
interkantonaler Organe

 Verletzt ein Kanton einen Vertrag oder verbindliche Beschlüsse ei-
nes interkantonalen Organs, so kann jeder Kanton oder das ent-
sprechende interkantonale Organ beim Bundesgericht nach Er-
schöpfung des interkantonalen Rechts- und Schlichtungsverfahrens
staatsrechtliche Klage erheben.
 

5.  Abschnitt: Bericht

Art. 18
Der Bundesrat erarbeitet alle vier Jahre einen Bericht zuhanden der
Bundesversammlung über den Vollzug und die Wirkung dieses Ge-
setzes.

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen

 Art. 19 Aufhebung bisherigen Rechts
 Das Bundesgesetz vom 19. Juni 19592 über den Finanzausgleich
unter den Kantonen wird aufgehoben.

 

 Art. 20 Übergangsbestimmung
 In Beitragsbereichen, für die der neue Finanzausgleich eine finan-
zielle Entlastung des Bundes vorsieht, werden Gesuche um Finanz-
hilfen und Abgeltungen, die ab dem Inkrafttreten dieser Bestimmung
bis zum vollständigen Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs
eingereicht werden, nach dem im Zeitpunkt der Zusicherung gelten-
den Recht beurteilt.

 

 Art. 21 Referendum und Inkrafttreten
 1Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
 2Es darf vom Bundesrat nur in Kraft gesetzt werden, wenn der Bun-
desbeschluss vom ...3 über den Neuen Finanzausgleich von Volk
und Ständen angenommen worden ist.
 3Das Gesetz fällt dahin, wenn der Bundesbeschluss verworfen wird.
 4Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

                                           

 2) SR 613.1
 3) BB
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 Erläuterungen zu den einzelnen Gesetzesartikeln

1. Abschnitt: Gegenstand

Art. 1
Absatz 2
−  Die Aufzählung ist abschliessend
−  Jedes Instrument entspricht einem der postulierten Ziele gemäss

Art. 135 nBV

2. Abschnitt: Ressourcenausgleich

Art. 3 Ressourcenpotential und Ressourcenindex
−  Der Bundesrat fixiert den Ressourcenindex jährlich auf Verord-

nungsstufe
−  Die fiskalisch ausschöpfbaren Potentiale werden aufgrund eines

auf harmonisierten Bemessungsgrundlagen basierenden
Normtarifs ermittelt. Auf diese Weise entzieht sich der Ressour-
cenindex weitgehend diskretionären Massnahmen der Kantone.

−  Der Index schliesst sämtliche Lasten- oder Ausgabenelemente
aus, namentlich die kantonalen Steuerbelastungen oder Be-
lastungen aufgrund topografisch-geografischer bzw. soziode-
mografischer Gründe.

−  Bei der Anwendung des neuen Ressourcenindexes im Modell hat
sich gezeigt, dass gegenüber der an sich vergleichbaren Steuer-
kraft gemäss heutigem Finanzkraftindex bei verschiedenen Kan-
tonen relativ starke und schwer erklärbare Divergenzen entste-
hen. Angesichts der Bedeutung des Ressourcenindexes, welcher
in Zahlen des Jahres 1996 rund zwei Milliarden steuern wird,
muss dessen Qualität hohen Anforderungen genügen; ansonsten
ermangelt es ihm der unabdingaren politischen Akzeptanz.

−  Bis zur Erreichung des geforderten Qualitätsstandards wird
deshalb - rein indikativ - ein Tendenzindex angewandt. Die kan-
tonsweisen Potentiale werden zu 50 Prozent aufgrund der Res-
sourcenpotentiale und zu 50 Prozent aufgrund der Steuerkraft (=
Steuereinnahmen der Kantone und ihrer Gemeinden dividiert
durch ihren Index der Steuerbelastung) einschliesslich die Kan-
tonsanteile an der Direkten Bundessteuer bemessen.

Art. 4 Abbau der Disparitäten zwischen den Kantonen und
Art. 5 Mindestausstattung
−  Der Disparitätenabbau erfolgt gezielt zu Gunsten der fi-

nanzschwachen Kantone: Es sind nur jene Kantone im Di-
sparitätenabbau Empfänger, die unterhalb des Ressourcenin-
dexes nach Artikel 5 liegen. Jene Kantone zwischen dem
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Mindestindex und dem schweizerischen Mittel (Index 100) ge-
hören demzufolge nicht zu den Empfängerkantonen.

−  Für alle Kantone, die nach dem Disparitätenabbau den
Mindestindex nicht erreichen, sieht der Bund subsidiär eine
Mindestausstattung zur Erreichung dieses Mindestindexes vor.

−  Die beiden Instrumente «Disparitätenabbau» und «Mindestaus-
stattung» werden abschliessend durch die zwei Artikel beschrie-
ben.

−  Die politischen Eckwerte der beiden Instrumente können vom Ge-
setzgeber in Abhängigkeit des alle vier Jahre zu erstellenden
Wirkungsberichts (vgl. Art. 18) unterschiedlich hoch angesetzt
werden. Der Finanzausgleich ist mit anderen Worten steuerbar.

Art. 6 Abrechnung
−  Die näheren Fragen bezüglich Berechnung und Abwicklung wer-

den auf Verordnungsstufe zu präzisieren sein. Die Verordnung
über den Finanzausgleich mit dem Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer vom 27. November 1989 wird vollumfänglich zu
revidieren sein.

3.  Abschnitt: Belastungsausgleich durch den Bund

Art. 7 Grundsätze
−  Die Kriterien sind objektiv-struktureller Natur (so z.Bsp. Strassen-

länge pro Einwohner für den topografisch-geografischen Bela-
stungsausgleich oder Anteil der Sozialhilfeempfänger am Ge-
samttotal der Bevölkerung für den soziodemografischen Bela-
stungsausgleich). Da diese Kriterien technischen Ursprungs sind,
erscheint es sinnvoll, sie auf Verordnungsstufe festzulegen; dies
hat im weiteren den Vorteil, dass dadurch mehr Flexibilität
bezüglich Wahl oder Modifikationen der Kriterien besteht.

Art. 8 Sondervorschriften für den Belastungsausgleich auf Grund
geografischer oder topografischer Gegebenheiten

−  Dieser Artikel definiert die Prinzipien des geografisch-to-
pografischen Belastungsausgleichs .

 Absatz 1:
−  Für die unter Bst. a, b und c enumierten Bereiche wird eine ge-

lockerte Zweckbindung vorgesehen in dem Sinn, dass die Kan-
tone innerhalb der enumerierten Aufgabenbereiche frei sind, den
Belastungsausgleich nach ihren Prioritäten einzusetzen.

−  Folgende Erlasse sind betroffen: Das BG über den Hochwasser-
schutz (SR 721.100), das BG über die Verwendung der zweckge-
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bundenen Mineralölsteuer (SR 725.116.2), das Eisenbahngesetz
(SR 742.101) sowie das Waldgesetz (SR 921.0).

−  Der Belastungsausgleich für den öffentlichen Regionalverkehr
(Bst. d) ist in Abs. 3 geregelt.

 
 Absatz 3:
−  Im Bereich des öffentlichen Regionalverkehrs werden

geografisch-topografische Kriterien direkt im Rahmen der dafür
vorgesehenen Bundessubvention eingebaut.

4. Abschnitt: Interkantonale Zusammenarbeit und interkantonaler 
Lastenausgleich

 Art. 9 Ziele
−  Die Ziele enthalten Leitsätze für den Gebrauch der Instrumente

des Bundes. Die entsprechende Bestimmung muss deshalb am
Anfang des entsprechenden Gesetzeskapitels stehen. Ganz all-
gemein dient die interkantonale Zusammenarbeit einer wirt-
schaftlichen Aufgabenerfüllung. Gleichzeitig soll eine Überzentral-
isierung öffentlicher Aufgaben verhindert werden. Insbesondere
sollen gesamtschweizerische oder beschränkt gebietsbezogene
Entscheidungen und Handlungen ermöglicht werden, ohne dass
eine Aufgabe zu einer solchen des Bundes erklärt werden muss.

−  Zu den Zielen nach Buchstaben a.-c. sind folgende Bemerkungen
anzubringen:
 Buchstabe a: Der Begriff «wirtschaftlich» umfasst die be-
darfsgerechte und effiziente Aufgabenerfüllung. Die Frage der
bedarfsgerechten Aufgabenerfüllung hat eher einen strategischen
Charakter. Es geht dabei um die richtige Versorgung der Schweiz
bzw. einer Region mit öffentlichen Leistungen. Die Kapazitäten
müssen richtig dimensioniert sein, damit Über- und Unter-
kapazitäten vermieden werden. Dagegen stellt die Frage der
Effizienz eher die operative Seite der Aufgabenerfüllung dar.
Effizient ist eine Aufgabenerfüllung dann, wenn die Leistungser-
stellung zu insgesamt minimalen Kosten erfolgt.

 Hinzuweisen ist auch auf den Umstand, dass es nach wie vor um
kantonale Aufgaben geht, die aber im Verbund mit andern
Kantonen erfüllt werden sollen. Damit soll deutlich gemacht wer-
den, dass nicht die Absicht besteht, im bundesstaatlichen Aufbau
eine eigenständige vierte Ebene einzuführen.

 Buchstabe b unterstreicht das Erfordernis, dass eine Abgeltung
kantonsübergreifender Leistungen eng mit einer angemessenen
Mitsprache und Mitwirkung verbunden ist.

−  Buchstabe c will die gesamtpolitische Stossrichtung der interkan-
tonalen Zusammenarbeit unterstreichen. Föderalismus und Sub-
sidiarität sind verwandte und sich ergänzende, aber nicht iden-
tische Begriffe. «Föderalismus» umfasst die grundsätzliche Aus-
gestaltung der Autonomie der Gliedstaaten und die Strukturen
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des staatlichen Willensbildungsprozesses. Der Begriff
«Subsidiarität» umschreibt die Zuordnung von Aufgaben inner-
halb einer bestimmten Willensbildungsstruktur.

 
 Art. 10 Grundsatz
 Absatz 1:
−  In Absatz 1 legt der Bund in Form von Grundsätzen minimale

Vorschriften  für die interkantonale Zusammenarbeit mit Lasten-
ausgleich fest. Eine solche ist namentlich unter folgenden Bedin-
gungen angebracht. Erstens muss das Erbringen der entspre-
chenden öffentlichen Leistung für die Bürgerinnen und Bürger
von massgeblicher Bedeutung sein, und die interkantonale
Zusammenarbeit mit Lastenausgleich ist notwendig, damit die
Mindestversorgung sichergestellt werden kann (Bst. a). Zweitens
können sachliche Zusammenhänge (z.B. im Hinblick auf geo-
graphische Gegebenheiten, Siedlungsstrukturen) imperativ nach
einer Koordination zwischen den Kantonen rufen, wie z.B. in der
Raumplanung, im Strassenbau oder im Gewässerschutz (Bst. b).
Drittens kann dank interkantonaler Zusammenarbeit die Lei-
stungserbringung gegebenenfalls wesentlich wirtschaftlicher und
somit kostengünstiger erfolgen, wenn dadurch gewisse minimale
erforderliche Betriebsgrössen erreicht werden können, wie z.B.
bei Spitälern der Spitzenmedizin oder bei Kehrichtverbrennungs-
anlagen (Bst. c).

 Absatz 2:
−  Absatz 2 bezieht sich auf die Gestaltung der Entscheidungs-

zuständigkeiten und die Verteilung der Kosten. Der Aufbau ent-
sprechender kantonaler oder interkantonaler Strukturen für die
Aufgabenträger ist auf die tatsächlichen Nutzniesser der öffentli-
chen Leistungen  auszurichten, d.h. auf diejenigen Personen oder
Institutionen, welche von den betreffenden Leistungen profitieren.
Je stärker und je breiter beispielsweise die Nutzniesser
geographisch verteilt sind, desto mehr Argumente sprechen
dafür, dass interkantonale Entscheidungszuständigkeiten für die
betreffende Aufgabe geschaffen und die Kosten unter den betrof-
fenen Kantonen verteilt werden.

−  Die Bestimmungen von Artikel 10 richten sich in erster Linie an
die Kantone. Sie geben indessen auch dem Bund Anhaltspunkte
dafür, ob bei einem interkantonalen Vertrag eine Allgemeinver-
bindlicherklärung resp. eine Beteiligungspflicht ausgesprochen
werden soll.

 Art. 11 Pflicht zur Zusammenarbeit
−  In den abschliessend aufgeführten Aufgabenbereichen wird der

Bund ermächtigt, die Kantone zur Zusammenarbeit zu
verpflichten. Die diesbezüglichen Instrumente des Bundes und
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die dazugehörigen Voraussetzungen werden in den Artikeln 14
und 15 festgehalten.

−  Die Nennung der Aufgabenbereiche auf Gesetzesstufe ist
sachgerecht, da der Bund auf die materielle Vertragsausgestal-
tung nicht Einfluss nimmt, sondern lediglich die normative
Wirkung eines interkantonalen Vertrages auf einen oder mehrere
Kantone ausdehnt. Dieser neue Ansatz wird durch den neuen
Art. 48 Abs. 4 der nachgeführten BV abgesichert.

−  Die Aufgabenbereiche, die einer Pflicht zur Zusammenarbeit
unterliegen, werden im Gesetz abschliessend aufgezählt. Dies
hat den Vorteil, dass vom Bundesgesetzgeber bei Bedarf eine
Modifikation der Aufgabenliste im Gesamtkontext des Finanz-
ausgleichs vorgenommen werden kann. Die eidgenössischen
Räte definieren den Resourcenindex, bestimmen über den inter-
kantonalen Disparitätenabbau und stocken die Mittel für eine
Mindestversorgung der finanzschwachen Kantone auf. Konse-
quenterweise muss dem gleichen Gesetzgeber auch die Kompe-
tenz eingeräumt werden, die für die interkantonale Zusammen-
arbeit mit Lastenausgleich vorgesehenen Aufgabenbereiche
aufzuzählen, um ein kohärentes Vorgehen zu gewährleisten.

 

 Art. 12 Interkantonale Rahmenvereinbarung
−  Die interkantonale Rahmenvereinbarung kann ihre Wirkung nur

dann optimal entfalten, wenn sie für alle Kantone gilt. Deshalb
wird vorgesehen, dass sie ab einem bestimmten Quorum Antrag
stellender Kantone (vgl. Art. 14) vom Bundesrat allgemeinver-
bindlich erklärt werden kann.

−  Kommt die Rahmenvereinbarung nicht zustande, sind die Grund-
prinzipien in den jeweiligen bereichsspezifischen interkantonalen
Verträgen zu regeln.

−  Auf die Aufnahme von Verfahrensvorgaben wird bewusst ver-
zichtet. Solche sind entbehrlich, weil der Bundesrat als Ent-
scheidbehörde für die Beteiligungspflicht und die Allgemeinver-
bindlicherklärung an sich hinlänglich Gewähr für korrekte Ver-
fahrensabläufe bietet.

−  Spezielle Probleme stellen sich im Zusammenhang mit der
Kündigung der Rahmenvereinbarung. Zunächst ist festzuhalten,
dass die Kündigung nicht durch den Bund genehmigt werden
muss. Vielmehr ist die Verfahrensregelung Sache der Kantone.
Die Kündigungsmodalitäten sind deshalb im Rahmen der Ver-
tragsverhandlungen festzulegen. Weil auf Bundeskompetenzen
verzichtet wird, finden sich konsequenterweise keine Bestim-
mungen im Gesetzesentwurf. Zu den Wirkungen der Allgemein-
verbindlicherklärung auf das Kündigungsverfahren, vgl. die Erläu-
terungen zu Artikel 14 des vorliegenden Gesetzesentwurfs sowie
zu Art. 29 der Muster-Rahmenvereinbarung.

 Art. 13 Interkantonale Verträge
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−  Wie bei der Rahmenvereinbarung (Art. 12) obliegt es den Kan-
tonen, den Vertragsinhalt im einzelnen auszuhandeln, wobei die
Bestimmungen der Rahmenvereinbarung für die Vertragspartner
oder - im Falle der Allgemeinverbindlicherklärung - für alle Kan-
tone Geltung haben und nicht mehr wiederholt werden müssen.
Das Problem der Kündigung von interkantonalen Verträgen, die
einer Pflicht zur Zusammenarbeit unterliegen, stellt sich gleich wie
bei der Rahmenvereinbarung und soll analog gelöst werden.

 
 Art. 14 Allgemeinverbindlicherklärung
−  Dem Bund soll die Kompetenz eingeräumt werden, die interkan-

tonale Rahmenvereinbarung und interkantonale Verträge allge-
meinverbindlich zu erklären. Dabei ist es letztlich eine politische
Frage, wie hoch das Quorum für die Allgemeinverbindlicher-
klärung der Rahmenvereinbarung angesetzt wird. Nebst dem
wichtigen Kriterium, dass mit Blick auf übergeordnete, ge-
samtschweizerische Interessen zu kleine Sperrminoritäten ver-
hindert werden müssen, gilt es demgegenüber auch, Minder-
heiten zu schützen und zu verhindern, dass Kantone ohne Not
zur Zusammenarbeit verpflichtet werden. Aus diesen Überlegun-
gen soll das entsprechende Quorum für die Antragsstellung zur
Allgemeinverbindlicherklärung der interkantonalen Rahmenverein-
barung und für interkantonale Verträge relativ hoch, das heisst
bei 21 Kantonen im Falle der interkantonalen Rahmenverein-
barung, festgelegt werden.

−  Der Bundesrat müsste bei einem Begehren der Kantone, die
Rahmenbereinbarung oder interkantonale Verträge allgemein-
verbindlich zu erklären, prüfen, inwieweit gewisse Kriterien erfüllt
sind. Der Bundesrat könnte beispielsweise prüfen,
• ob alle Kantone ausreichend Gelegenheit hatten, ihre Anliegen

in die Verhandlungen einzubringen
• ob allen Kantone für ihren Entscheidungsprozess ausreichend

Zeit zur Verfügung stand
• ob die Anliegen sämtlicher Kantone ausreichend berücksichtigt

werden
• ob das gesamtschweizerische Interesse es erfordert.

−  Der Bundesrat soll unabhängig von Kriterien nach freiem, poli-
tischen Ermessen seine Entscheidung treffen. Gesetzlich veran-
kert werden soll indessen das Anhörungsrecht der betroffenen
Kantone (Abs. 2).

−  Die Kantone, die aufgrund einer Allgemeinverbindlicherklärung
zur Beteiligung an einem Vertrag verpflichtet werden,
übernehmen alle für sie darin vorgesehenen Rechte und
Pflichten. Sie sind den bisherigen Vertragskantonen als Partner
gleichgestellt (Abs. 4).

−  Während der Dauer der Allgemeinverbindlichkeit sind die in der
Rahmenvereinbarung oder in einem interkantonalen Vertrag
vorgesehenen Kündigungsrechte sistiert, da eine Kündigung mit
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dem Wesen der Allgemeinverbindlichkeit nicht vereinbart werden
kann. Voraussetzung für eine Kündigung ist somit die Aufhebung
der Allgemeinverbindlichkeit durch den Bundesrat. Für die Aufhe-
bung sind die gleichen Kantonsquoren massgebend wie für die
Allgemeinverbindlicherklärung (Abs. 3). Der Bundesrat kann die
Allgemeinverbindlichkeit aber auch von sich aus aufheben, wenn
die Voraussetzungen dazu nicht mehr gegeben sind, beispiels-
weise wenn sich die Rahmenbedingungen stark verändert haben,
wenn aufgrund veränderter Umstände eine Beteiligung aller
Kantone nicht mehr erforderlich ist, wenn der Vertrag für einzelne
Kantone zu unzumutbaren Belastungen führt oder wenn sich aus
dem Vertrag aus gesamtschweizerischer Sicht unerwünschte
Wirkungen ergeben.

−  Die Allgemeinverbindlicherklärung eines sachbereichsspezi-
fischen interkantonalen Vertrags, der sich inhaltlich auf die Rah-
menvereinbarung bezieht, setzt nicht voraus, dass die Rahmen-
vereinbarung selbst von allen Kantonen unterzeichnet oder vom
Bund allgemeinverbindlich erklärt wird. Soweit die Rahmenverein-
barung nämlich zum integrierenden Bestandteil des ent-
sprechenden Vertrags erklärt wird, hat sie im Falle der Un-
terzeichnung durch alle Kantone oder im Falle der Allgemeinver-
bindlicherklärung durch den Bund für den entsprechenden
Sachbereich Geltung.

 Art. 15 Beteiligungspflicht
−  Bereits das Vorliegen eines bilateralen Vertrages oder ausgehan-

delten Vertragsentwurfs in den Aufgabenbereichen nach Artikel
11 soll genügen, damit der Anbieterkanton dem Bundesrat Antrag
stellen kann, einen weiteren oder mehrere Kantone zu
verpflichten, dem Vertrag beizutreten. Mit dieser Bestimmung wird
auch sichergestellt, dass eine ausreichend breite politische
Unterstützung gegeben ist. Der Bundesrat wäre, wie im Falle der
Allgemeinverbindlicherklärung, bei einem Antrag auf eine Be-
teiligungspflicht frei, diesem statt zu geben. Die in Absatz 1 fest-
gehaltene «kann»-Formulierung bringt dies klar zum Ausdruck.

−  Einem Antrag könnte der Bundesrat etwa dann zustimmen, wenn
gleiche oder ähnliche Voraussetzungen gegeben sind, wie sie im
Kommentar zu Art. 14 skizziert werden.

−  Bezüglich der Kündigung regionaler Verträge und deren Aufhe-
bung gelten sinngemäss die für die Allgemeinverbindlichkeit
dargestellten Verfahren. Die durch Beteiligungspflicht neu am
Vertrag beteiligten Kantone übernehmen alle darin für sie vorge-
sehenen Rechte und Pflichten. Eine Kündigung ist für sie sowie
für die bisherigen Vertragspartner bis zum Ablauf der Be-
teiligungspflicht oder deren Aufhebung nicht möglich. Die Be-
teiligungspflicht wirkt sich damit auch für die Kündigungsrechte
der bisherigen Vertragspartner aus. Eine Aufhebung der Be-
teiligungspflicht erfolgt, wenn die Voraussetzungen dazu nicht
mehr gegeben sind, namentlich aber wenn die Kündigung von
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mehr als der Hälfte der am Vertrag beteiligten Kantone beantragt
wird.

 
 Art. 16 Rechtsschutz
−  Absatz 1 stimmt mit den Zielen des Entwurfs zu einem Bundes-

gerichtsgesetz überein, insofern als das Bundesgericht grund-
sätzlich nur noch Entscheide von richterlichen Vorinstanzen über-
prüfen soll. Im Bereich des kantonalen bzw. interkantonalen
öffentlichen Rechts kann den Kantonen die Einsetzung einer
richterlichen Vorinstanz jedoch nur vorgeschrieben werden, wenn
auch eine entsprechende Verfassungsgrundlage geschaffen wird
(vgl. Art. 178 Abs. 1 und Art. 179a VE 1996 Justizreform).

−  Absatz 2 dürfte eher eine deklaratorische Wirkung zukommen.
Soweit interkantonales Recht direkt anwendbare Normen enthält
(also «self-executing» ist), kann sich der Einzelne schon heute
vor Bundesgericht darauf berufen.

 
 Art. 17 Verletzung von Verträgen oder Beschlüssen 

interkantonaler Organe
−  Die Zuständigkeit des Bundesgerichts zur Beurteilung von

staatsrechtlichen Streitigkeiten zwischen Kantonen im Klagever-
fahren (Art. 83 lit. b OG) soll im neuen Bundesgerichtsgesetz
beibehalten werden. Artikel 17 hat in zweifacher Hinsicht eine
selbständige Bedeutung: Erstens statuiert er ein Klagerecht des
betroffenen interkantonalen Organs. Zweitens macht er die
Zulässigkeit der Klage beim Bundesgericht von der Erschöpfung
eines interkantonalen Rechtsmittel- oder Schlichtungsverfahrens
abhängig. Diese Neuerungen sind vor folgendem Hintergrund zu
sehen:
• Es liegt in der Natur der Sache, dass interkantonale Organe

dem überkantonalen Interesse stärker verpflichtet sind, als die
einzelnen Trägerkantone. Wenn die interkantonalen Organe
darum mit einem Klagerecht ausgestattet sind, wird dies ihre
Stellung stärken und zu einer zusätzlichen Dynamik der
interkantonalen Zusammenarbeit führen.

• Die Voraussetzung der Erschöpfung des interkantonalen
Rechtswegs liegt darin begründet, dass die Kantone gewillt
sind, im Zuge der verstärkten Zusammenarbeit auch ver-
besserte interkantonale Streitbeilegungsverfahren zu ent-
wickeln. Es ist ein Gebot der Subsidiarität, dass zuerst diese
Verfahren durchlaufen werden müssen.

5.  Abschnitt: Bericht

Art. 18
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Die Erstellung und Publikation eines regelmässigen Berichts wird die
zuständigen Behörden (Bundesverwaltung, Kantone, Eidg. Räte) in
die Lage versetzen, die Wirkungen des Finanzausgleichs auf ihre
Ziele hin zu überprüfen. Die politische Diskussion wird damit an Ob-
jektivität und Transparenz gewinnen, und die allfällig zu treffenden
Massnahmen werden adäquat formuliert werden können.

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen

 
 Art. 19 Aufhebung bisherigen Rechts
−  Das aktuelle Bundesgesetz über den Finanzausgleich ist aufzu-

heben

 
 Art. 20 Übergangsbestimmung
−  Dieser Übergangsartikel ist, wie in Abschnitt 1.1.1. von Teil C des

Schlussberichts NFA skizziert, vorzusehen, um allfälligen
«Gesuchsstaus» entgegenzuwirken.

−  Artikel des Neuen Finanzausgleichsgesetzes (BFA) ist in Ver-
bindung mit Artikel 36 des Subventionsgesetzes (SuG) zu sehen.

−  Letzterer befindet sich im 3. Kapitel des SuG. Dieses Kapitel ist
nach Artikel 2 SuG anwendbar, soweit nicht andere Bundesge-
setze oder allgemeinverbindliche Bundesbeschlüsse Abwei-
chendes vorschreiben. Artikel 20 BFA sieht für die betroffenen
Beitragsbereiche für eine Übergangszeit eine solche Abweichung
vor. Die Bestimmung soll vom Bundesrat unmittelbar nach der
Verabschiedung des BFA in Kraft gesetzt werden, während das
Gesetz als solches erst dann integral in Kraft zu setzen sein wird,
nachdem die Spezialgesetze revidiert worden sind (also nach Ab-
schluss des «zweiten Pakets», vgl. dazu den Kommentar zu Art.
21).

−  Die Bestimmung wird es erlauben, Gesuche um Finanzhilfen und
Abgeltungen, die im Anschluss daran bis zum vollständigen In-
krafttreten des neuen Finanzausgleichs eingereicht werden, nach
dem im Zeitpunkt der Zusicherung geltenden Recht zu beurteilen.
Entscheidend für die Bestimmung des anwendbaren Rechts ist
daher nicht mehr der Zeitpunkt der Gesuchseinreichung, sondern
jener der Beitragszusicherung. Diese Lösung legt das Schicksal
derjenigen Beitragsgesuche, die nach dem Inkrafttreten der
Übergangsbestimmung eingereicht werden, weitgehend in die
Hand der Verwaltung. Als Korrelat dazu ist letztere verpflichtet,
den Entscheid über die zeitliche Gesuchsbehandlung
ausschliesslich an sachlichen Kriterien zu orientieren und ihre
Praxis gegenüber den Gesuchstellern offenzulegen.

−  Mit dieser Vorgehensweise kann sichergestellt werden, dass der
Umfang der Gesuchsbehandlung und der dafür erforderliche Mit-
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telbedarf auch in der Übergangszeit den courant normal nicht
übersteigen.

−  Wie erwähnt, stellt Artikel 20 BFA eine von Artikel 36 Buchstabe a
SuG abweichende Übergangsbestimmung dar. Da sie grund-
sätzlich auf alle betroffenen Beitragsbereiche abzielt, ist sie von
allgemeiner Tragweite. Wird aber die Frage des anwendbaren
Rechts in einzelnen Beitragserlassen speziell geregelt, gehen
diese Sonderregeln sowohl dem SuG als auch der neuen Über-
gangsbestimmung vor. In solchen Fällen wird eine Feinabstim-
mung bei der Anpassung der betreffenden Spezialerlasse zu
prüfen sein.

 Art. 21 Referendum und Inkrafttreten
−  Im Rahmen eines «ersten Pakets» sollen sämtliche Verfas-

sungsrevisionen (im Bereich des eigentlichen Finanzausgleichs
«im engeren Sinn» wie auch in allen aufgabenbezogenen
Bereichen aufgrund der Aufgabenentflechtung) und das neue,
total revidierte Finanzausgleichsgesetz (BFA) den Räten unter-
breitet werden. Um der realen Gefahr des Herausbrechens ein-
zelner Bausteine namentlich im Bereich der Aufgaben- und Fi-
nanzierungsentflechtung zu begegnen wird vorgeschlagen, die
Verfassungsmodifikationen im Rahmen eines einzigen Bundes-
beschlusses zu verabschieden und Volk und Ständen zur Ab-
stimmung zu unterbreiten.

−  Im Rahmen der Behandlung des 1. Pakets macht es aus sachli-
chen Gründen Sinn, nebst den Verfassungsnormen auch das
BFA vom Parlament zeitgleich behandeln zu lassen: Dieses ein-
phasige Rechtsetzungsverfahren entspricht dem politischen Ziel,
dass die Philosophie des Neuen Finanzausgleichs im engeren
Sinn nach denselben Leitvorstellungen auf Verfassungs- und Ge-
setzesstufe verwirklicht werden kann.

−  Die im Rahmen des ersten Pakets verabschiedeten Modifika-
tionen werden Anpassungen in zahlreichen Spezialerlassen er-
fordern, so in den aufgabenbezogenen wie auch in den quer-
schnittsbezogenen Bundesgesetzen (so namentlich im Subven-
tions- und Finanzhaushaltsgesetz). Diese Anpassungen sollen in-
nerhalb von zwei bis drei Jahren nach Verabschiedung des ersten
Pakets in der Form eines zusammenfassenden Mantelerlasses
(=«zweites Paket») dem Parlament unterbreitet werden.

−  Erst nach Ablauf der Referendumsfrist im Anschluss an das 2.
Paket soll der Bundesrat den Neuen Finanzausgleich integral in
Kraft setzen und damit auch effektiv wirksam werden lassen. Dies
schliesst aber nicht aus, dass einzelne Elemente des BFA -
soweit sie nicht einzelne Kantone oder Kantonsgruppen einseitig
bevorteilen - zeitlich vorgezogen werden und dass der Erlass
gestaffelt in Kraft gesetzt wird. Dies könnte namentlich für Artikel
20 BFA gelten, um dem befürchteten Gesuchsstau entgegen-
zutreten.
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−  Der Bundesrat wird im Rahmen seiner ersten Botschaft an die
Räte das hier skizzierte Vorgehen detailliert darlegen.
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 Anhang C: Muster einer Rahmenvereinbarung

C. Muster einer interkantonalen Rahmenvereinbarung

 

 Vorbemerkungen

 Die Rahmenvereinbarung (RV) bildet die «Verfassung» der interkantonalen Zusam-
menarbeit mit Lastenausgleich, wie sie in Art. 12 des Entwurfs des total revidierten
Bundesgesetzes über den Finanzausgleich vorgesehen ist. Sie stellt die Basis für
die Ausgestaltung der spezifischen Verträge zwischen den Kantonen dar. Die nach-
stehende Muster-RV skizziert ein Modell, wie der Lastenausgleich auf interkantona-
ler Ebene verankert werden kann. Die dereinstige Ausgestaltung der RV ist allein
und abschliessend Sache der Kantone.

 A. Allgemeine Bestimmungen

 Art. 1 Zweck der Rahmenvereinbarung
 Diese Rahmenvereinbarung hält die Grundsätze und Verfahren der
interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich fest.

 Kommentar:

−  Art. 1 lehnt sich an Art. 12 des neuen Bundesgesetzes über den
Finanzausgleich an, welcher die Hauptelemente der RV aufzählt.
Die RV regelt die Grundsätze und Verfahren eines angemesse-
nen Lastenausgleichs zwischen Leistungserbringer- und Lei-
stungsbezügerkantonen. Die detaillierten Modalitäten der Zu-
sammenarbeit, wie die konkrete Höhe von Ausgleichzahlungen
und die im Gegenzug gewährten Mitwirkungsrechte, werden in
den augabenspezifischen Verträgen festgehalten.

 
 Art. 2 Ziele der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenaus-
gleich
 1Mit der interkantonalen Zusammenarbeit wird eine bedarfsgerechte
und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung angestrebt.
 2Die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich wird mög-
lichst so ausgestaltet, dass die Nutzniesser möglichst auch Kosten-
und Entscheidungsträger sind.

 Kommentar:
−  Artikel 2 verfolgt dieselben Zielsetzungen wie Artikel 9 des neuen

Bundesgesetzes über den Finanzausgleich.

 
 Art. 3 Geltungsbereich
 1Die Rahmenvereinbarung bildet die Grundlage für interkantonale
Zusammenarbeitsverträge in den Bereichen gemäss Artikel 11 des
Bundesgesetzes über den Finanzausgleich.
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 2Einzelheiten regeln die Verträge in den jeweiligen Sachbereichen.

 Kommentar:
−  Die Rahmenvereinbarung regelt die interkantonale Zusammen-

arbeit in den Aufgabenbereichen mit einer Pflicht zur Zusammen-
arbeit. Es ist den Kantonen jedoch freigestellt, interkantonale Zu-
sammenarbeitsverträge in anderen Aufgabenbereichen ebenfalls
auf die Rahmenvereinbarung abzustützen. Die Ausweitung des
Geltungsbereiches auf alle interkantonalen Verträge wurde in der
PGr 2 zwar diskutiert, mit Blick auf das erteilte Mandat aber abge-
lehnt.

 
 Art. 4 Formen der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lasten-
ausgleich
 Die Rahmenvereinbarung regelt folgende Formen der interkantona-
len Zusammenarbeit:
a. Gemeinsame Organisationen und Einrichtungen (gemeinsame

Trägerschaften)
b. Leistungskauf mittels Ausgleichszahlungen oder Tausch von öf-

fentlichen Leistungen.
 Kommentar:
−  Die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich kennt

zwei Formen. Der Tausch von öffentlichen Leistungen zwischen
Kantonen stellt heute noch einen seltenen Fall dar.

 
 Art. 5 Ständige interkantonale Vertragskommission (IVK)
 1Die Kantone schaffen eine interkantonale Vertragskommission.
Diese steht den Kantonen im Rahmen der Streitbeilegung zur Verfü-
gung.
 2Die interkantonale Vertragskommission wird auf Verlangen eines
Kantons nach Massgabe des Vertrags über das Streitbeilegungs-
verfahren aktiv.

 Kommentar:
−  Bevor der Bund auf Antrag der Kantone eingeschaltet wird, sollen

die Kantone Konflikte soweit wie möglich aus eigener Kraft beile-
gen können. Artikel 5 ist auch im Zusammenhang mit Artikel 17
des neuen Bundesgesetzes über den Finanzausgleich zu sehen.
Danach soll das Bundesgericht im Falle von Verletzungen von
Verträgen oder Beschlüssen interkantonaler Organe erst
angerufen werden, wenn das interkantonale Rechts- und
Schlichtungsverfahren erschöpft ist.

−  Die Modalitäten der Anrufung der IVK und die Vermittlungsfunk-
tion werden in einem separaten Vertrag über das Streitbeile-
gungsverfahren geregelt (vgl. auch Art. 25 RV). Darin sollen
bspw. Anbieterkantone mit nur einem Nachbarkanton die Möglich-
keit erhalten, die IVK anzurufen, um den Verhandlungsprozess in
Gang zu bringen. Nebst der Streitbeilegung können die Vertrags-
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parteien der IVK auch andere Aufgaben, wie Förderung der inter-
kantonalen Zusammenarbeit, Vorbereitung von Vertragsände-
rungen oder Überwachung der Einhaltung der interkantonalen
Vereinbarungen zuweisen.

−  Der IVK kommt eine vorwiegend subsidiäre Funktion zu. Von sich
aus kann die IVK weder in eine konkrete Vertragsbeziehung ein-
greifen noch eine solche schaffen. Sie kann lediglich den Ver-
handlungsprozess in Gang bringen.

−  Das Wahlverfahren für die Mitglieder der IVK ist ebenfalls Ge-
genstand des Vertrages über das Streitbeilegungsverfahren. Es
ist denkbar, dass die Mitglieder der IVK für eine Dauer von 4 Jah-
ren von der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) gewählt
werden. Dabei müssten die verschiedenen Kantonstypen in ei-
nem ausgewogenen Verhältnis vertreten sein.

 
 Art. 6 Übertragung auf das innerkantonale Verhältnis
 1Die Kantone beachten die Grundsätze dieser Rahmenvereinbarung
sinngemäss auch im Lastenausgleich zwischen den Gemeinden.
 2Alle zwei Jahre erstatten die Kantone der Konferenz der Kantons-
regierungen Bericht über den aktuellen Stand der Anwendung der
Grundsätze im innerkantonalen Verhältnis.

 Kommentar:
−  Der in Abs. 1 enthaltene Verpflichtungsauftrag wird alle zwei

Jahre im Rahmen einer Berichterstattungspflicht überprüft. Es
wird Aufgabe der Konferenz der Kantonsregierungen sein, die
entsprechenden Ergebnisse einem breiteren Kreis von Interes-
sierten zugänglich zu machen. Den unterschiedlichen Kantons-
verhältnissen wird mit dem Zusatz «sinngemäss» in Abs. 1 Rech-
nung getragen.

 B. Grundlagen für die Ermittlung der Abgeltungen für den 
Lastenausgleich

 Art. 7 Einführung von Kostenrechnungen
 1Als Grundlage für die Ermittlung der Abgeltungen erarbeiten die
Kantone transparente und nachvollziehbare Kostenrechnungen.
 2Die an einem Vertrag beteiligten Kantone erarbeiten zusammen die
Anforderungen an die Kostenrechnungen.

 Kommentar:
−  Die Kostenrechnungen basieren auf Vollkostenrechnungen, wel-

che sowohl die Betriebs- als auch die Infrastrukturkosten
(Investitionen) umfassen. Die erhöhte Transparenz von Kosten
und Leistungen ermöglicht eine gerechtere Verrechnung von Lei-
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stungsbezügen. Kostenerhebungen dienen der Entscheidfindung
des Leistungserbringers und ermöglichen einen Kostenvergleich
unter den Kantonen (Benchmarking).

 

 Art. 8 Kosten- und Nutzenbilanz
 1Vor Aufnahme von Verhandlungen legen die Verhandlungspartner
dar, von welchen Leistungen und Vorteilen sie profitieren und mit
welchen nachteiligen Wirkungen sie belastet werden. Die Leistungs-
erbringer weisen die anfallenden Kosten nach.
 2Kantone, die von den Leistungen anderer Kantone massgeblich
profitieren, sind verpflichtet, die nötigen Unterlagen zur Verfügung zu
stellen.

 Kommentar:
−  Vor Verhandlungsbeginn soll die Ausgangslage möglichst trans-

parent gemacht werden. Die Kosten basieren auf einer Vollko-
stenrechnung (vgl. Art. 7). Nebst dem eigentlichen Leistungsbe-
zug (direkter Nutzen) können auch gewichtige indirekte Nutzen
(z.B. Standortvorteil durch Kaufkraftzufluss) abgeltungswürdig
sein. Im Gegenzug können nachteilige Wirkungen (bspw. infolge
zusätzlicher Immissionen oder Abwanderung von Universitätsab-
solventen) geltend gemacht werden.

 C. Grundsätze für die Abgeltungen

 Art. 9 Abgeltung von Leistungsbezügen aus anderen Kantonen
 1Leistungen mit erheblichen Kosten, für die ausserkantonale Nutz-
niesser nicht aufkommen, werden durch Ausgleichszahlungen abge-
golten.
 2Die Abgeltung für die Beanspruchung von Leistungen erfolgt in der
Regel leistungs- und ergebnisorientiert.
 3Die Festlegung der Abgeltung und der sonstigen Vertragsinhalte ist
grundsätzlich Sache der Vertragsparteien.

 Kommentar:
−  Ausgleichszahlungen sollen in den Fällen zum Zuge kommen, wo

die Leistungsbezüge erhebliche Kosten verursachen, und zwar
gemessen an der absoluten Höhe oder am Verhältnis zu den Ge-
samtkosten der vom Anbieterkanton erbrachten Leistungen. Die
Leistungsabgeltung richtet sich nach quantitativen und qualitati-
ven Kriterien.

 Art. 10 Kriterien für die Kostenbeteiligung
 1Ausgangslage für die Bestimmung der finanziellen Beteiligungen
stellen die durchschnittlichen Vollkosten (Betriebs- und Infrastruktur-
ausgaben) dar.
 2Die Kostenbeteiligung richtet sich nach der effektiven oder mut-
masslichen Beanspruchung der Leistungen.
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 3Weitere Kriterien bei der Festlegung der Abgeltung sind:
 a. Eingeräumte oder beanspruchte Mitspracherechte.
 b. Der gewährte Zugang zum Leistungsangebot.
c. Ein erheblicher Standortvorteil oder ein bedeutender Wande-

rungsgewinn bei Studienabsolventen für den Anbieterkanton
cbis Ein erheblicher Standortnachteil für den Anbieterkanton
 d. Transparenz des Kostennachweises.
 e. Wirtschaftlichkeit der Leistungserstellung.

 Kommentar:
−  Art. 10 enthält Elemente, welche bei der Aushandlung der Abgel-

tungshöhe eine Rolle spielen. Die Kriterien sind relativ offen for-
muliert und gewährleisten einen grossen Spielraum bei der Aus-
gestaltung der Abgeltung. Nicht eingeräumte Mitspracherechte
oder die Inkaufnahme von gewissen Zugangsbeschränkungen
müssten sich in einer Reduktion der Abgeltung niederschlagen.

−  Allfällig bestehende Wanderungsbewegungen von Studienabsol-
venten werden als Wanderungsgewinn beim Standortvorteil für
den Anbieterkanton berücksichtigt. Angesichts der politischen
Bedeutung von Wanderungsbewegungen ist eine  ausdrückliche
Erwähnung der Wanderungsgewinne angezeigt. Dabei sind zwei
Sachverhalte denkbar: Fallen in mehreren Kantonen Wande-
rungsgewinne an, so wird der im Anbieterkanton effektiv anfal-
lende Wanderungsgewinn beim Standortvorteil berücksichtigt.
Fällt der Wanderungsgewinn nur beim Anbieterkanton an, könnte
der entsprechende Wanderungsverlust auch als expliziter Abzug
in einem konkreten Vertrag aufgeführt werden. Eine unwirtschaft-
liche Leistungserstellung liegt z.B. in Fällen von Überkapazitäten
vor. Mit einer Reduktion der Abgeltung soll verhindert werden,
dass die Mitträger die finanziellen Konsequenzen für Fehlplanun-
gen vollumfänglich mittragen müssen. Allfällige Standortnachteile
(z.B. erhöhte Immissionen) sollen vom Standortkanton geltend
gemacht werden können (Abs. 3 lit. cbis).

 Art. 11 Nichtbestimmbare Nutzniesser
 Sind die Nutzniesser und damit der Wert der bezogenen Leistungen
nicht eindeutig bestimmbar, so ist der Wert der bezogenen Leistun-
gen nach der Zahl der mutmasslichen Nutzniesser festzulegen.

 Kommentar:
−  In Fällen, wo Spillovers unbestritten sind, aber die einzelnen

Nutzniesser nicht exakt erfasst werden können (z.B. Verkehr), ist
eine globalere Erfassung der Nutzniesser notwendig. Die mut-
masslichen Nutzniesser lassen sich beispielsweise anhand von
statistischen Erhebungen (z.B. Pendlerströme im Agglomera-
tionsverkehr) oder basierend auf der zunehmenden Distanz zum
Angebotsort abschätzen.

 
 Art. 12 Abgeltung der effektiven Leistungserbringer
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 Die Kantone verpflichten sich, die Abgeltungszahlungen den tat-
sächlichen Leistungserbringern, soweit sie die Kosten tragen, zu-
kommen zu lassen.

 Kommentar:
−  Zusammen mit Art. 6 RV besteht die Gewähr, dass insbesondere

die Gemeinden als Leistungsersteller und Kostenträger allfällige
Abgeltungszahlungen anteilsmässig, d.h. gemessen an der Ko-
stentragungspflicht, erhalten. Dies entspricht auch dem Grund-
satz der fiskalischen Äquivalenz.

 

 D. Gemeinsame Organisationen und Einrichtungen

 Art. 13 Mitsprache der Trägerkantone
 1Die Trägerkantone haben in der Trägerschaft grundsätzlich ein pari-
tätisches oder nach finanzieller Beteiligung gewichtetes Mitsprache-
recht.
 2Das Mitspracherecht ist umfassend und kann sich auf alle Bereiche
der Leistungserstellung erstrecken.

 Kommentar:
−  Die gemeinsame Trägerschaft bildet im Vergleich zum Leistungs-

kauf eine Beteiligungsform mit weitgehenden finanziellen Ver-
pflichtungen. Dementsprechend müssen den Mitträgern Mitent-
scheidungsmöglichkeiten zugestanden werden, welche die ope-
rative und finanzielle Führung umfassen (Abs. 2).

 
 Art. 14 Gleichberechtigter Zugang
 Einwohnern der Trägerkantone wird grundsätzlich der gleichberech-
tigte Zugang zu den Leistungen gewährleistet.

 Kommentar:
−  Mitentscheidungsrechte und gleichberechtigter Zugang bilden das

Gegenstück zur umfassenden Kostenbeteiligung. Der gleichbe-
rechtigte Zugang entspricht einem allgemeinen Diskriminierungs-
verbot.

 
 Art. 15 Aufsicht
 1Die Trägerkantone stellen eine wirksame Aufsicht über die Führung
und Verwaltung der gemeinsamen Organisationen und Einrichtun-
gen sicher.
 2Sie übertragen die Aufsichtsfunktionen geeigneten bestehenden
Organen oder schaffen dazu neue Organe. Allen Trägerkantonen ist
die Einsitznahme in die Organe zu ermöglichen.
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 Art. 16 Geschäftsprüfung
 1Bei gemeinsamen Trägerschaften werden interparlamentarische
Geschäftsprüfungskommissionen eingesetzt.
 2Die Sitzzuteilung richtet sich nach dem Finanzierungsschlüssel. Je-
dem Kanton ist eine Mindestvertretung einzuräumen.
 3Die interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission wird re-
gelmässig über die Arbeit der gemeinsamen Trägerschaft informiert.
 4Interparlamentarische Geschäftsprüfungskommissionen können
den beteiligten Kantonen Änderungen des Vertrages beantragen.
Sie haben im Rahmen der Erarbeitung eines Leistungsauftrages und
Globalbudgets angemessene Mitwirkungsrechte. Einzelheiten regeln
die entsprechenden Verträge in den jeweiligen Sachbereichen.

 

 Kommentar:
−  Zu Art. 15 und 16: Die Übertragung von Kompetenzen auf inter-

kantonale Institutionen und Organe hat Auswirkungen auf die
demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten von Volk und Parla-
menten. Um diese zu gewährleisten, müssen aus Vertretern der
Trägerkantone zusammengesetzte Aufsichtsorgane geschaffen
werden, namentlich interparlamentarische Geschäftsprüfungs-
kommissionen für die Oberaufsicht. Diese parlamentarische Prü-
fungstätigkeit ergänzt die fachspezifische und die durch die Re-
gierungen wahrgenommene strategische Aufsicht. Mit der
Möglichkeit, Vertragsänderungen zu beantragen, werden der in-
terparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission sogar ge-
stalterische Mitwirkungsmöglichkeiten eingeräumt. Die Ausge-
staltung der Kooperation zwischen Regierung und Parlament vor
und nach Abschluss interkantonaler Verträge obliegt grundsätz-
lich den einzelnen Kantonen. Interparlamentarische Geschäfts-
prüfungskommissionen sollen das Bewusstsein für die Notwen-
digkeit der interkantonalen Zusammenarbeit auch auf Parla-
mentsebene stärken.

 
 Art. 17 Eintrittsumme
 1Neue Mitglieder der gemeinsamen Trägerschaft bezahlen eine Ein-
kaufssumme, welche die durch die bisherigen Mitglieder getätigten
Investitionen anteilsmässig entschädigt.
 2Die bisherigen Mitglieder haben im Umfang der von ihnen getätigten
Investitionen einen Anspruch auf die Einkaufssumme.

 Kommentar:
−  Es ist gerechtfertigt, dass sich neue Mitträger anteilsmässig an

den bereits getätigten Investitionen einkaufen.

 
 Art. 18 Austritt
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 1Austretende Mitglieder einer gemeinsamen Einrichtung haben nach
Massgabe ihrer Beteiligung an Investitionen, die während ihrer Mit-
gliedschaft getätigt wurden, Anspruch auf eine Entschädigung, die
sich nach dem aktuellen Marktwert dieser Investition richtet.
 2Austretende Mitglieder haften für Verbindlichkeiten der gemeinsa-
men Einrichtung, die während der Dauer ihrer Mitgliedschaft ent-
standen sind.

 
 Art. 19 Haftung der beteiligten Kantone
 1Die beteiligten Kantone haften für die gemeinsamen Organisationen
und Einrichtungen subsidiär entsprechend ihren Anteilen.
 2Für die Personen, die in interkantonalen Organen Einsitz haben,
haften die jeweiligen Kantone.
 3Im übrigen gilt das innerkantonale Verantwortlichkeitsrecht.

 

 

 Kommentar:
−  Zu Art. 18 und 19: Im Falle eines Austritts entsteht eine Entschä-

digungspflicht für die verbleibenden Mitgliedskantone und eine
Haftungspflicht für den austretenden Kanton. Die entsprechenden
Modalitäten müssen in den spezifischen Verträgen geregelt
werden.

 
 Art. 20 Information
 1Die Regierungen der beteiligten Kantone sind über die Tätigkeiten
der gemeinsamen Organisationen und Einrichtungen umfassend zu
informieren.
 2Die Parlamente der Vertragskantone sind regelmässig und sachge-
recht über die Tätigkeiten der gemeinsamen Organisationen und
Einrichtungen zu informieren.

 Kommentar:
−  Die Informationspflicht steht in Zusammenhang mit der Schaffung

der Aufsichtsorgane (Art. 15 und 16). Eine regelmässige Infor-
mation der Parlamente durch die interkantonale Einrichtung selbst
stellt den Miteinbezug der Parlamente sicher und kann langfristig
zu einer Stärkung des regionalen Bewusstseins führen.

 E. Leistungskauf

 1. Abschnitt: Mittels Ausgleichszahlungen

 Art. 21 Mitsprache der Leistungskäufer
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 Den Vereinbarungskantonen wird in der Regel mindestens ein par-
tielles Mitspracherecht gewährt.

 Kommentar:
−  Ein partielles Mitspracherecht kann sich beispielweise auf den

laufenden Betrieb beziehen oder lediglich als Anhörungsrecht
ausgestaltet sein. Die konkrete Ausgestaltung der Mitwirkung im
Detail wird in den spezifischen Verträgen festgelegt.

 Art. 22 Zugang zu den Leistungen
 1Den Einwohnern der Vertragskantone wird grundsätzlich der gleich-
berechtigte Zugang zu den Leistungen gewährleistet.
 2Bei Zulassungsbeschränkungen werden Nachfrager aus Vertrags-
kantonen den Nachfragern aus Nichtvertragskantonen vorgezogen.
 3Bei Zulassungsbeschränkungen werden Nachfrager aus Mitträ-
gerkantonen den Nachfragern aus Kantonen, welche Leistungskäu-
fer sind, vorgezogen.

 

 

 Kommentar:
−  Im Gegensatz zu Art. 14 kann hier kein allgemeines Diskriminie-

rungsverbot hergeleitet werden. Die Hierarchie bei allfälligen zum
Tragen kommenden Zulassungsbeschränkungen wird in Abs. 2
und 3 dargestellt.

 2. Abschnitt: Mittels Tausch

 
 Art. 23 Gleichberechtigter Zugang
 Für die von den Kantonen vereinbarten Kapazitäten wird den Ein-
wohnern der betroffenen Kantone grundsätzlich der gleichberech-
tigte Zugang gewährt.

 
 Art. 24 Informationsaustausch
 Die beteiligten Kantone sind vom leistungserbringenden Kanton pe-
riodisch über die erbrachten Leistungen zu informieren.

 Kommentar:
−  Zu Art. 23 und 24: Der Sonderfall des Realtauschs erfordert ins-

besondere eine kontinuierliche gegenseitige Information, damit
die Tauschbedingungen regelmässig überprüft werden können.



- 50 -

 F. Schlichtungsverfahren

 Art. 25 Streitbeilegung
 Die Beilegung von Streitigkeiten aus interkantonalen Verträgen
richtet sich nach dem Vertrag über das interkantonale Streitbeile-
gungsverfahren.

 Kommentar:
−  Wirksamen Streitbeilegungsverfahren unter den Kantonen kommt

eine hohe Bedeutung zu (vgl. Art. 5 RV). Die Regelung dieser
Verfahren in einem separaten Vertrag hat den Vorteil, dass Kan-
tone, die der RV nicht beitreten wollen, diesem Vertrag beitreten
und damit das interkantonale Streitbeilegungsverfahren anwen-
den können.

−  Die Streitbeilegungsmechanismen sind auf alle Streitigkeiten zwi-
schen Kantonen aus interkantonalen Verträgen anwendbar, die
sich auf den Vertrag über das interkantonale Streitbeilegungsver-
fahren (resp. die Rahmenvereinbarung, Art. 25) abstützen. Denk-
bar ist auch eine subsidiäre Anwendung, wenn ein Einzelvertrag
nichts anderes regelt. Als Parteien im Streitbeilegungsverfahren
kommen nur Kantone in Betracht (ausgeschlossen sind der Bund,
Private und Behörden innerhalb eines Kantons).

 G. Schlussbestimmungen

 
 Art. 26 Beitritt
 Der Beitritt ist der interkantonalen Vertragskommission mitzuteilen.

 
 Art. 27 Inkrafttreten
 Die Rahmenvereinbarung tritt in Kraft, wenn 18 Kantone der Rah-
menvereinbarung beigetreten sind.

 
 Art. 28 Geltungsdauer
 1Die Geltung der Rahmenvereinbarung ist auf (15 bis 25) Jahre ab
Inkrafttreten befristet.
 2Wird die Rahmenvereinbarung von keiner Partei nach Massgabe
von Art. 29 gekündigt, verlängert sich die Geltungsdauer der Rah-
menvereinbarung um weitere 10 Jahre.

 Kommentar:
−  Grundsätzlich sind zwei Quoren zu beachten: Die Anzahl Kan-

tone, welche beitreten müssen, damit die RV Rechtskraft erlangt,
sowiedas Antragsquorum zur Allgemeinverbindlicherklärung der
RV gemäss Artikel 14 des Bundesgesetzes über den Finanzaus-
gleich. Wenn die RV allgemeinverbindlich erklärt wird, erlangt die
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RV eine Normativwirkung, welche auch die nicht beigetretenen
Kantone erfasst. Diese treten in die Rechte und Pflichten der
Vertragskantone ein.

 
 Art. 29 Kündigung der Rahmenvereinbarung
 Die Rahmenvereinbarung kann gekündigt werden:
 1aauf den Zeitpunkt des Ablaufs der Geltungsdauer unter Einhaltung
einer Frist von einem Jahr
 1bjeweils auf den 31. Dezember unter Einhaltung einer Frist von zwei
Jahren.
 2Die Rahmenvereinbarung kann erstmals nach 3 Beitrittsjahren ge-
kündigt werden.

 Kommentar:
−  Die relativ langen Kündigungsfristen ergeben sich aus dem Gebot

der Rechtssicherheit. Bevor der Bund eingeschaltet wird, sollten
die Kantone versuchen, im Rahmen von Konsultationsmecha-
nismen eine Einigung zu erzielen. Wenn die Rahmenvereinba-
rung allgemeinverbindlich erklärt worden ist, hat dies auf den
Kündigungsmechanismus grundsätzlich keinen Einfluss. Bei einer
allgemeinverbindlich erklärten Rahmenvereinbarung ist die Auf-
hebung resp. die Rücknahme dieser Allgemeinverbindlicherklä-
rung nach Massgabe von Art. 14 des Bundesgesetzes über den
Finanzausgleich vorausgesetzt.

 Art. 30 Revision der Rahmenvereinbarung
 Auf Antrag von 3 Kantonen leitet die interkantonale Vertragskom-
mission die Revision der Rahmenvereinbarung ein.

 Kommentar:
−  Aufgrund von veränderten Rahmenbedingungen können sich bei

der RV vor Ablauf der Geltungsdauer Anpassungen aufdrängen.
Das Quorum für die Antragstellung für eine Revision soll tief sein,
so dass durch eine Allgemeinverbindlicherklärung möglicherweise
entstandene Minderheiten eine Revision in Gang setzen können.
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Anhang D: Projektorganisation

D. Projektorganisation für die Phase der Konkretisierung der
Grundzüge

POLITISCHES STEUERUNGSORGAN
(paritätisch Bund/Kantone)

seitens Bund: seitens Kantone:
 - BR Villiger (Vorsitz) - Präsident KdK
 - BR Dreifuss und BR Cotti - Präsident FDK u. 1 weiterer Vertreter KdK

- Beisitz: Vorsitzender Leitorgan

Oberste Steuerung des Projekts, namentlich: Genehmigung der Projektorganisation im De-
tail Mandatserteilung an die Projektgruppen (nach Kenntnisnahme durch den Bundesrat);
materielle Projektsteuerung gemäss ”management by exception”; politische Würdigung der
Lösungsvorschläge zuhanden des Bundesrates; Präsentation der Vorschläge vor den Me-
dien.

LEITORGAN
(paritätisch Bund/Kantone)

seitens Bund: seitens Kantone:
- Direktor EFV (Vorsitz) - 3 Vertreter der FDK
- 6 Vertreter der übrigen Departemente - 4 weitere Vertreter der Kantone

- mit Beobachterstatus: 1 Vertreter BK, 1 Vertreter EFD,
2 Vertreter KdK, 1 Städtevertreter

Vorberatendes und dem Politischen Steuerungsorgan antragstellendes Organ; Projektauf-
sicht; zwischenzeitliche Orientierung der Oeffentlichkeit (in Absprache mit dem Polit. Steue-
rungsorgan); Koordination unter den Kantonsvertretern durch die Konferenz der Kantonsre-
gierungen (KdK).

PROJEKTLEITUNG

1 Projektleiter (EFV) mit 2 Mitarbeitern (EFV) und 1 Vertreter der Kantone (je vollamtlich)

Operative Gesamtleitung; Koordination; laufendes Projektcontrolling inkl. Begleitung der
Projektgruppen; Bereitstellung von Entscheidgrundlagen für die übergeordneten Organe
sowie von Unterlagen und Berichten.

8 PROJEKTGRUPPEN  (Pgr)
(= kleine Kerngruppen, je paritätisch Bund/Kantone;
jeweils begleitet durch ein/e VertreterIn der Projektleitung)

 3 Pgr mit Querschnittsfunktion:
 - Subsidiarität und neue Zus’arbeits- und

Finanzierungsformen Bund/Kantone (Pgr 1)
 - interkantonale Zusammenarbeit (Pgr 2)
 - Finanzausgleich im engeren Sinn (Pgr 3)
 5 bereichsbezogene Pgr:
 - Sozialversicherungen / Sozialpolitik (Pgr 4)
 - Bildung (Pgr 5)
 - Verkehr und Energie (Pgr 6)
 - Umwelt, Wald und Landwirtschaft (Pgr 7)
 - Wohnungswesen, Justiz und Sicherheit (Pgr. 8)
 1 Ad-hoc-Gruppe „Globalbilanz NFA“

Lösungsvorschläg zuhanden der

FACHSTELLEN DES
BUNDES, DER KAN-

TONE UND WEITERE
INTERESSIERTE

STELLEN; EXTERNE
EXPERTEN

enge Kooperation mit den Projektgruppen.
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Anhang E: Glossar

E. Die wichtigsten Fachbegriffe in Stichworten (Glossar)

1. «Finanzausgleich»
Finanzausgleich im weiteren Sinn

Schliesst alle ↑ Transfers ein, die mit der
Aufgaben- und Einnahmenverteilung
zwischen Bund und Kantonen zusammen-
hängen

Finanzausgleich im engeren Sinn (heute)
umfasst nur die ↑ finanzkraftabhängigen
Transfers

Bundesstaatlicher Finanzausgleich

Umfasst sowohl den vertikalen Finanzaus-
gleich zwischen dem Bund und den Kanto-
nen als auch den horizontalen Finanzaus-
gleich, d.h. jenen der Kantone untereinan-
der

Interkantonaler Finanzausgleich

schliesst nur den horizontalen Finanzaus-
gleich der Kantone untereinander ein

Finanzausgleich

Schliesst sowohl den einnahmen- als auch
den belastungsseitigen Ausgleich ein

Ressourcenausgleich

umfasst nur den einnahmenseitigen Aus-
gleich, und zwar lediglich jenen unter den
Kantonen; der Ressourcenausgleich kann
jedoch sowohl horizontal (durch die Geber-
kantone) als auch vertikal (durch den Bund)
finanziert werden

Finanzkraftindex (heute)

die Masszahlen zur Bemessung der
Finanzkraft der Kantone enthalten sowohl
Ressourcen- als auch Lastenelemente

Ressourcenindex (neu)

Masszahl zur Bemessung der fiskalisch
ausschöpfbaren Potentiale der Kantone

Disparitäten (= Unterschiede)

Als Disparitäten bezeichnet man regionale
Wohlstandsunterschiede. Vgl. auch ↑ Di-
sparitätenabbau.

Disparitätenabbau

Beim (horizontal finanzierten) Disparitäten-
abbau geht es darum, die Unterschiede bei
der finanziellen Leistungsfähigkeit (Steuer-
potential) zwischen finanzstarken und fi-
nanzschwachen Kantonen im politisch zu
definierenden Umfang abzubauen. Dieser
horizontale Disparitätenabbau ist Teil des ↑

Mindestausstattung

Die (vertikal finanzierte) Mindestausstat-
tung ist Teil des ↑ Ressourcenausgleichs.
Mit diesem vom Bund finanzierten Instru-
ment werden die finanzschwachen Kantone
auf einen politisch festzulegenden Min-
destindex gesetzt (Bsp. auf den Mindestin-
dex 90, bei einem mittleren Index aller
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Ressourcenausgleichs. Kantone von 100).

Steuerkraft

Die Steuerkraft entspricht den Steuerein-
nahmen eines Kantons und seiner Ge-
meinden dividiert durch seinen Steuerbe-
lastungsindex.

Ressourcenpotential

Das Ressourcenpotential entspricht der
Summe der fiskalisch ausschöpfbaren Po-
tentiale eines Kantons. Im NFA werden
dabei die Potentiale der Einkommens- und
der Vermögenssteuer der natürlichen Per-
sonen, der Ertrags- und der Kapitalsteuer
der juristischen Personen, der Motor-
fahrzeugsteuer sowie der Kantonsanteil an
der direkten Bundessteuer berücksichtigt.

Finanzkraftzuschläge (vertikale Finanz-
kraftabstufung)

Sind die Folge der Abstufung der Bundes-
beiträge nach der Finanzkraft der Kantone.
Die Bundesbeiträge an die Kantone werden
heute in der Regel so bemessen, dass zu
einer Art «Grundbeitrag» (Minimalsatz) je
nach Finanzkraft des Kantons ein
«Zuschlag» gewährt wird: Dabei erhalten
die finanzschwachen Kantone den
maximalen Beitragssatz, die finanzstarken
den Minimalsatz, d.h. ausschliesslich den
«Grundbeitrag». Den finanziell
mittelstarken Kantonen gewährt der Bund
einen aufgrund ihrer Finanzkraft linear
abgestuften Beitragssatz, der zwischen
dem Höchst- und dem Mindestsatz liegt.
Diese Satzabstufungen sind von
Subvention zu Subvention völlig
verschieden. Die Finanzkraftzuschläge
stehen den Kantonen somit nicht zur freien
Verfügung, sondern sind stets an eine
bestimmte Aufgabenerfüllung (in insgesamt
29 Aufgabenbereichen) gebunden.

Geografisch-topografischer Belastungs-
ausgleich

Durch den Bund finanzierte Reduktion
übermässiger, von den Kantonen nicht
beeinflussbarer, geografisch-topografischer
Pro-Kopf-Belastungen, welche diese in Zu-
sammenarbeit mit dem Bund zu erbringen
haben. Der geografisch-topografische Be-
lastungsausgleich des Bundes erfolgt über

Interkantonaler Lastenausgleich

horizontal; finanzielle Seite der interkanto-
nalen Zusammenarbeit; Beitrag der Kan-
tone, die eine Leistung nachfragen (bzw.
davon Nutzen ziehen), an den leistungser-
bringenden Kanton. Der Lastenausgleich
stellt somit die Abgeltung dar für bezogene
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ein separates, steuerbares Instrument,
dessen Eckwerte im Rahmen des neuen
BG über den Finanzausgleich festgelegt
werden.

bzw. konsumierte Leistungen.

Soziodemografischer Belastungsaus-
gleich

Kantone, welche aufgrund ihrer (nicht
beeinflussbaren) Bevölkerungsstruktur
überdurchschnittliche soziodemografische
Ausgaben zu tragen haben, werden durch
den Bund mit einem separaten, steuerba-
ren Instrument entschädigt. Dessen
Eckwerte werden im Rahmen des neuen
BG über den Finanzausgleich festgelegt.

2. «Transfers»
Globalbeitrag

Beitrag für eine Vielzahl von Einzelleistungen oder für einen ganzen Leistungsbereich

Pauschalbeitrag

Fixer Beitrag für eine bestimmte Leistungseinheit

Transfers, Transferzahlungen

vertikal oder horizontal fliessende Zahlungen von einem öffentlichen Haushalt zu einem
andern

finanzkraftabhängige Transfers

↑ Transfers, die nach der Finanzkraft der Kantone abgestuft sind

Zweckgebundene ↑ Transfers,
zweckgebundene Mittel

↑ Transfers, die an die Erfüllung einer be-
stimmten Aufgabe gebunden sind; häu-
figste Anwendung: Subventionen;

die zweckgebundenen Transfers bilden den
indirekten Finanzausgleich

zweckfreie ↑ Transfers,
zweckfreie oder frei verfügbare Mittel

↑ Transfers, über die der Empfänger frei
verfügen kann, die somit an keine be-
stimmte Leistungserfüllung gebunden sind;
bekanntestes Beispiel sind die Kantons-
anteile an Bundeseinnahmen; die zweck-
freien Transfers bilden den direkten Finanz-
ausgleich
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3. Weitere Fachbegriffe

Entflechtungen

Eine Entflechtung liegt dann vor, wenn eine öffentliche Aufgabe, die zuvor von Bund und
Kantonen gemeinsam getragen wurde, neu nur einer staatlichen Ebene zugeordnet wird.
Mit einer Entflechtung wird erreicht, dass die Kosten-, Nutzen- und Entscheidungsträger
identisch sind (= ↑ fiskalische Äquivalenz).

In Sonderfällen ist es auch denkbar, dass nur eine Finanzentflechtung vorgenommen wird.
Dabei wird einzig die Finanzierungspflicht der einen oder anderen Staatsebene zugewie-
sen, im übrigen aber bleiben die Regelungskompetenzen im betreffenden Aufgabenbereich
unverändert.

Teilentflechtungen

Von einer Teilentflechtung kann dann gesprochen werden, wenn innerhalb eines Aufga-
benbereichs gewisse Teilbereiche entflochten werden. In jenen entflochtenen Teilbereichen
ist dann neu nur noch eine Staatsebene zuständig, während andere Teilbereiche nach wie
vor von beiden Staatsebenen gemeinsam getragen werden. Teilentflechtungen sind dann
vertretbar, wenn daraus für den Aufgabenbereich insgesamt keine Qualitätseinbussen re-
sultieren.

Subsidiarität

Grundsatz, wonach in einem Bundesstaat die höhere Ebene (z.B. der Bund) nur dann eine
bestimmte Aufgabe übernimmt bzw. sich an ihr beteiligt, wenn diese von der unteren Ebene
(z.B. Kanton) nicht selbständig erfüllt werden kann. Die Bundesverfassung geht von der
Kompetenzvermutung der Kantone aus, d.h. Bundesaufgaben müssen als solche explizit
von der Bundesverfassung enumeriert werden.

Verbundaufgaben

Im Gegensatz zu Aufgaben, für die entweder der Bund oder die Kantone allein verantwort-
lich sind, werden Verbundaufgaben von Bund und Kantonen gemeinsam getragen; dabei
sind deren Rollen und Kompetenzen klar zu definieren.

Kantonalisierung öffentlicher Aufgaben

Von einer «Kantonalisierung einer öffentlichen Aufgabe» kann dann gesprochen werden,
wenn ausschliesslich die Kantone für die Erfüllung dieser Aufgabe verantwortlich sind. In
der Regel ist es den Kantonen dabei freigestellt, ob sie die Aufgabe, welche zuvor im Ver-
bund gelöst wurde, weiterführen, reduzieren oder sich gänzlich aus der Aufgabe zurückzie-
hen wollen. In Ausnahmefällen kann der Bund bei an sich kantonalisierten Aufgaben aber
dennoch ↑ Leitplanken zu Handen der Kantone aufstellen.

Leitplanken des Bundes

In gewissen Fällen kann der Bund bei an sich kantonalisierten Aufgaben sog. Leitplanken
setzen. Diese beinhalten minimale Rahmenvorschriften, welche von den Kantonen zu be-
rücksichtigen sind. Sie sind vom Gesetzgeber jedoch so auszugestalten, dass sie den
Kantonen den Weg zur Erreichung des Aufgabenziels in keinem Fall vorschreiben. Man
spricht in diesem Zusammenhang auch von ↑ Finalsteuerung.



- 60 -

Finalsteuerung

Vorgaben, die sich ausschliesslich an der Zielerreichung orientieren und die Mittel und
Wege zur Zielerreichung bewusst offenlassen.

Fiskalische Äquivalenz

Bei der fiskalischen Äquivalenz liegt eine Übereinstimmung der Kosten-, Nutzen- und
Entscheidungsträger vor. Bei dieser (Ideal)Konstellation entstehen keine ↑ Spillovers.

Spillovers

Wenn staatliche Leistungen eines Kantons oder einer Gemeinde auch durch Bewohnerin-
nen und Bewohner anderer Gebietskörperschaften in Anspruch genommen werden, ohne
dass sie dafür vollumfänglich für die konsumierten Leistungen finanziell aufkommen, ent-
stehen räumliche externe Nutzen, sog. «Spillovers». Mit anderen Worten wird bei Vorliegen
von Spillovers das Gebot der ↑fiskalischen Äquivalenz, wonach die Träger eines Nutzens
auch dessen Kosten tragen, verletzt. Für die Beseitigung der Spillover-Problematik bedarf
es eines ↑ Lastenausgleichs.
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Anhang F: Ergänzende Tabellen

F. Ergänzende Tabellen

1. NFA / Neue Alleinzuständigkeiten / Neue Zusammenarbeitsformen

2. NFA/Tendenz des Ressourcenausgleichs

3. Überdurchschnittliche Ausgaben 1996 der Kantone und Gemeinden, nach

funktionaler Gliederung

4. Finanzausgleich heute

5. Finanzausgleich Tendenz neu

6. Vergleich Finanzausgleich heute - Tendenz neu

7. Frei verfügbare Transfermittel der Kantone / heute und Vergleich Tendenz neu -

heute

8. Frei verfügbare Transfermittel der Kantone / Tendenz neu
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